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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

4 — 45103 — 3025/58 III Bonn, den 13. August 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
17. Januar 1958 über Auslieferung und Rechts- 
hilfe in Strafsachen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und dem Königreich Belgien 

nebst Begründung (Anlage la und Ib) sowie den Wortlaut des 
Vertrages mit Zusatzprotokoll in deutscher und französischer 
Sprache (Anlage II) und dessen Begründung (Anlage III) mit 
der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend sind die Bundesministcr der Justiz und des Aus- 
wärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 194, Sitzung am 6. Juni 1958 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte des Entwurfs des Ratiftkationsgesetzes sind 
wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol- 
gende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

In Artikel 32 des Vertrages wird für den kleinen Rechtshilfe- 
verkehr zum Teil der Geschäftsweg zwischen den Landesjustiz- 
verwaltungen und dem belgischen Justizministerium, zu einem 
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erheblichen Teil darüber hinaus auch der unmittelbare Ge- 
schäftsverkehr zwischen den beteiligten Justizbehörden der 
beiden Staaten geregelt. Die Bestimmungen des Vertrages, die 
sich auf die technische Durchführung der Rechtshilfe beziehen, 
regeln damit unmittelbar das Verwaltungsverfahren von Lan- 
desbehörden; zumindest die Bestimmungen über die Ausfüh- 
rung der Rechtshilfeersuchen (Artikel 24 Abs. 2) und über die 
Benachrichtigung über die Ausführung der Ersuchen (Arti- 
kel 26) regeln demgemäß das Verwaltungsverfahren von Lan- 
desbehörden im Sinne von Artikel 84 Abs. 1 GG. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage IV dargelegt. 

Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 17. Januar 1958 
über Auslieferung und Rechtshilfe in Strafsachen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien 


Anlage la 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Brüssel am 17. Januar 1958 Unterzeichne- 
ten Vertrag über Auslieferung und Rechtshilfe in 
Strafsachen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich Belgien nebst Zusatz- 
protokoll vom gleichen Tage wird zugestimmt. Der 
Vertrag nebst Zusatzprotokoll wird nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Artikel 39 Abs. 3 nebst Zusatzprotokoll in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Anlage Ib 

Begründung zu dem Gesetzentwurf 

Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf gemäß Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der gesetz- 
gebenden Körperschaften in der Form eines Bundes- 
gesetzes, da er sich auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden. Das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem 
Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes. 

Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Arti- 
kel 39 Abs. 3 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 
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Anlage II 


Vertrag 

über Auslieferung und Rechtshilfe in Strafsachen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien, 
unterzeichnet in Brüssel am 17. Januar 1958 

Convention 

d'extradition et d'entraide judiciaire en mattere penale 
entre la Republique Federale d'Allemagne 
et le Royaume de Belgique, 
signee ä Bruxelles, le 17 janvier 1958 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

einerseits 

und 

SEINE MAJESTÄT 

DER KÖNIG DER BELGIER 

andererseits, 

IN DEM WUNSCHE, im gemeinsamen Einvernehmen 
die mit der Auslieferung von Verbrechern und mit der 
Rechtshilfe in Strafsachen zusammenhängenden Fragen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Belgien zu 
regeln, haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtig- 
ten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Professor Dr. Carl Friedrich Ophüls, 
Botschafter der Bundesrepublik Deutschland in Brüssel, 

und 

Herrn Dr. Ernst Kanter, 

Ministerialdirigent im Bundesministerium der Justiz, 
Seine Majestät der König der Belgier 
Herrn Victor Larock, 

Minister der Auswärtigen Angelegenheiten, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 

TEIL I 

Auslieferung 

Artikel 1 

Auslieferungsverpflichtung 

1. Die Vertragschließenden Parteien verpflichten sich, 
nach den Vorschriften und unter den Bedingungen, die 
in den folgenden Artikeln festgelegt sind, sich gegen- 
seitig die Personen auszuliefern, die von den Justiz- 
behörden einer der Parteien wegen einer Straftat ver- 
folgt oder zur Vollstreckung einer Strafe oder einer 
Maßregel der Sicherung gesucht werden und sich in dem 
Gebiet der anderen Partei aufhalten. 

2. Im Sinne dieses Vertrages werden als Maßregeln 
der Sicherung nur die Maßnahmen der Freiheitsent- 
ziehung angesehen, die gegen Rückfällige oder Gewohn- 
heitsverbrecher angeordnet worden sind. 


LE PRESIDENT 

DE LA RFPUBLIQUE FEdFRALE D'ALLEMAGNE 


SA MAJESTF 
LE ROI DES BELGES 

d'autre part, 

DESIRANT regier d un cominun accord les questions 
relatives ä l'extradition des malfaiteurs et ä Pentraide 
judiciaire en matiere penale, entre la Republique Föde- 
rale d'Allemagne et le Royaume de Belgique ont, ä cet 
effet, nomme pour leurs Plenipotentinires, ä savoir: 

Le President de la Republique Föderale d'Allemagne 

Monsieur le Profcsseur Dr. Carl Friedrich Ophüls, 

Ambassadeur de la Röpublique Föderale d'Allemagne 
ä Bruxelles, 
et 

Monsieur le Dr. Ernst Kanter, 

Ministerialdirigent au Ministere Föderal de la Justice, 

Sa Majestö le Roi des Beiges 
Monsieur Victor Larock, 

Ministre des Affaires ötrangeres; 

lesquels, apres avoir öchangö leurs pleins pouvoirs et 
les avoir trouvös en bonne et due forme, sont convenus 
des articles suivants: 

TITRE I 

Extradition 

Article 

Obligation d’extrader 

1. Les Parties Contractantes s'engageiit ä se livrer re- 
ciproquement, selon les regles et sous les conditions dö- 
terminees par les articles suivants, les individus qui sont 
poursuivis pour une infraction ou recherchös aux fins 
d'exöcution d'une peine ou d'une mesure de süretö, par 
les autorites judiciaires d’une des Parties et qui se trou- 
veraient sur le territoire de l'autre Partie. 

2. Sont seulcs considerees comme mesures de sürete 
aux termcs de la presente Convention, les mesures pri- 
vatives de libertö ordonnees contre les recidivistes ou 
dclinquants d'habitude. 
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Artikel 2 

Auslieferungsfähige Straftaten 

1. Die Auslieferung findet wegen der nachstehend auf- 
gezählten Straftaten statt, sofern die Tat nach dem Recht 
beider Staaten strafbar ist: 

1) Mord, Totschlag, Tötung auf Verlangen und Kin- 
desmord; 

2) Körperverletzung, die vorsätzlich und mit Vor- 
bedacht begangen worden ist oder eine an- 
scheinend unheilbare Krankheit, eine dauernde 
Unfähigkeit zur persönlichen Arbeit, den Verlust 
der vollen Gebrauchsfähigkeit eines Organs, 
eine schwere Verstümmelung oder unabsichtlich 
den Tod herbeigeführt hat; 

3) Freiheitsberaubung, begangen durch eine Privat- 
person; 

4) Hausfriedensbruch, begangen durch eine Privat- 
person; 

5) Bedrohung mit einem strafbaren Anschlag auf 
die Person oder das Eigentum eines anderen; 

6) Anerbieten oder Aufforderung zur Begehung 
eines Verbrechens oder zur Teilnahme an 
diesem oder Annahme eines solchen Anerbietens 
oder einer solchen Aufforderung; 

7) Falschmünzerei, d. h. das Nachmachen oder Ver- 
fälschen von Münzen, das Vertreiben oder In- 
verkehrbringen der nachgemachten oder ver- 
fälschten Münzen sowie der Betrug bei der Aus- 
wahl der Muster für die Überprüfung des Fein- 
gehalts und des Gewichts der Münzen; 

das Annehmen oder Sichverschaffen nachge- 
machter oder verfälschter Münzen zum Zwecke, 
sie in Verkehr zu bringen; 

die Tat, die darin besteht, daß man einer Münze 
den Schein eines höheren Wertes gibt oder 
soldie Münzen zum Zwecke, sie in Verkehr zu 
bringen, in das Land einführt, annimmt oder sich 
verschafft; 

Nachmachen oder Verfälschen von öffentlichen 
Wertpapieren oder Banknoten, Vertreiben oder 
Inverkehrbringen dieser nachgemachten oder 
verfälschten Wertpapiere oder Noten; 

das Annehmen oder Sichverschaffen nachge- 
machter oder verfälschter öffentlicher Wert- 
papiere oder Banknoten zum Zwecke, sie in Ver- 
kehr zu bringen; 

das Nachmachen oder Verfälschen der zur Her- 
stellung von Münzen, öffentlichen Wertpapieren 
oder Banknoten bestimmten Gegenstände; 

das in betrügerischer Absicht erfolgende An- 
nehmen oder Sichverschaffen der im vorstehen- 
den Absatz genannten nachgemachten oder ver- 
fälschten Gegenstände oder echter zur Flerstel- 
lung von Münzen, öffentlichen Wertpapieren 
oder Banknoten bestimmter Gegenstände, soweit 
es in betrügerischer Absicht geschieht. 

8) Nachmachen oder Verfälschen von Staats- oder 
rechtserheblichen Privatpapieren, Verbreiten 
oder Inverkehrbringen solcher nachgemachten 
oder verfälschten Papiere, Fälschung von Schrift- 
stücken oder Telegrammen und Verwendung 
nachgemachter oder verfälschter Telegramme 
oder Papiere, soweit es in betrügerischer oder 
schädigender Absicht geschieht; 


Article 2 

Faits donnant lieu ä extradition 

1. L’extracUtion aura lieu pour les infractions enume- 
rees ci-apres pour autant C{ue le fait soit punissable se- 
lon la loi des deux Parties: 

1) assassinat, meurtre, empoisonnement, parricide, 
infanticide; 

2) Coups Portes ou blessures faites volontairement, 
avec premeditation ou ayant cause une maladie 
paraissant incurable, une incapacite permanente 
de travail personnel, la perte de l'usage absolu 
d'un Organe, une mutilation grave ou la mort 
sans Intention de la donner-, 

3) attentat ä la liberte individuelle commis par des 
particLiliers; 

4) attentat ä Tinviolabilite du domicile, commis par 
des particuliers; 

5) menace d'attentat coiitre la personne ou la pro- 
priete d'autrui, punissable de peines criminelles; 

6) offre ou proposition de commettre un crime ou 
d'y participer, ou acceptation desdites offre ou 
proposition; 

7) fausse monnaie comprenant la contrefacon et 
l'alteration de la monnaie, l'emission ou la mise 
en circulation de la monnaie contrefaite ou äl- 
teren, ainsi c|ue les fraudes dans le choix des 
echantillons pour la verification du titre et du 
poids des monnaies; 

avoir regu ou s’etre procure, dans le but de les 
mettre en circulation, des pieces de monnaies 
contrefaites ou alterecs; 

avoir donne a une monnaie l'apparence d’une 
monnaie de valeur superieure ou, dans le but de 
les mettre en circulation, avoir introduit dans le 
pays, avoir regu ou s’etre procure des monnaies 
auxquelles on a donne l'apparence de monnaies 
de valeur superieure; 

contrefacon ou falsification d'effets publics ou 
de billets de banque, emission ou mise en cir- 
culation de ces effets ou billets contrefaits ou 
falsifies; 

avoir recu ou s'etre procure, dans le but de les 
mettre en circulation, des effets publics ou bil- 
lets de banque contrefaits ou falsifics; 

contrefacon ou falsification des objets destines 
ä la fabrication de monnaies, d'effets publics ou 
de billets de banque; 

avoir recu ou s’etre procure, dans une Intention 
frauduleuse, soit les objets contrefaits ou falsi- 
fies vises ä l’alinea precedent, soit les vrais 
objets destines ä la fabrication des monnaies, 
d'effets publics ou de billets de banque. 


8) contrefacon ou falsification de titres publics ou 
prives, emission ou mise en circulation de ces 
titres contrefaits ou falsifies, faux en ecriture 
ou dans les depeches telegraphiques et usage de 
ces depeches ou titres contrefaits ou falsifies 
commis dans une intenlicn frauduleuse ou ä des- 
sein de nuire; 
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9) Nachmachen oder Verfälschen von Siegeln, Stem- 
peln, Prägestempeln und Marken, Verwendung 
von nachgemachten oder verfälschten Siegeln, 
Stempeln, Prägestempeln und Marken sowie die 
in schädigender Absicht erfolgte Verwendung 
echter Siegel, Stempel, Prägestempel und 
Marken; 

10) vorsätzliche falsche Zeugenaussage und vor- 
sätzliche falsche Erklärungen eines Sachverstän- 
digen oder Dolmetschers, die in einem Straf- 
verfahren in der Hauptverhandlung, in einem 
Zivilverfahren in der Verhandlung oder vor 
einem Richter gemacht worden sind; 

11) vorsätzlicher falscher Parteieid in einem Zivil- 
verfahren; 

12) Verleitung eines Zeugen, Sachverständigen oder 
Dolmetschers zu einer strafbaren falschen Aus- 
sage; 

13) aktive oder passive Bestechung eines öffent- 
lichen Bediensteten oder Richters und Gebühren- 
überhebung; 

14) Verhinderung der Ausführung öffentlicher Ar- 
beiten durch Zusammenrottung und Gewalttätig- 
keiten oder Drohungen; 

15) Bildung einer Bande zu dem Zweck, Anschläge 
gegen Personen oder das Eigentum zu verüben; 

16) Abtreibung; 

17) Aussetzung oder Verlassen eines Kindes in hilf- 
loser Lage; 

18) Unterdrückung, Unterschiebung oder Verwechs- 
lung eines Kindes; 

Entführung oder Verheimlichung eines Kindes 
unter 7 Jahren; 

Entführung einer minderjährigen Person durch 
Gewalt, List oder Drohung; 

Raub einer Frau unter 18 Jahren; 

19) Notzucht, Schändung oder Erschleichung eines 
außerehelichen Beischlafs durch List; 

20) unzüchtige Handlung mit Gev/alt oder Drohung; 

21) unzüchtige Handlung ohne Gewalt oder Drohung 
mit einer Person unter 14 Jahren; 

22) unzüchtige Handlung ohne Gewalt oder Dro- 
hung, begangen von einem Blutsverwandten 
aufsteigender Linie mit einer minderjährigen 
Person, selbst wenn diese das 14. Lebensjahr 
vollendet hat, es sei denn, daß sie eine Ehe 
geschlossen hat; 

23) Verstoß gegen die Sittlichkeit zur Befriedigung 
der Leidenschaft anderer durch Aufreizung, Er- 
leiditerung oder Begünstigung der Unzucht, 
Verführung oder Prostitution, soweit eine Per- 
son unter 14 Jahren betroffen ist; 

Anwerbung, Verschleppung oder Verführung 
einer Person zum Zwecke der Unzucht oder Pro- 
stitution zur Befriedigung der Leidenschaft an- 
derer, wenn diese Handlungen gewohnheits- 
mäßig, aus Eigennutz oder mittels hinterlistiger 
Kunstgriffe begangen worden sind oder wenn 
der Schuldige oder der Täter in einem Autori- 
tätsverhältnis oder besonderem Vertrauens- 
verhältnis zu einer verkuppelten Person steht; 
Festhalten einer Person gegen ihren Willen in 
einem Hause der Unzucht oder Prostitution; 


9) contrefacon ou falsification de sceaux, timbres, 
poingons et marques, usagc de sceaux, timbres, 
poingons et marques contrefaits ou falsifies et 
usage prejudiciable de vrais sceaux, timbres, 
poingons et marques; 


10) faux temoignage et fausses declarations d'cx- 
perts ou d’interpretes commis volontairement 
soit, en matiere repressive, ä l'audience, soit, en 
matiere civile, ä l'audience ou devant un juge 
delegue; 

11) faux serment deferc ou refere en matiere civile; 

12) subornation de temoins, d’experts ou d’inter- 
pretes; 

13) corruption passive ou active de fonctionnaires 
ou de juges et concussion; 

14) entrave ä l'execution de travaux publics par 
attroupement et voies de fait ou menaces; 

15) association de malfaiteurs dans le but d'altenter 
aux personnes ou aux proprietes; 

16) avortement; 

17) exposition ou delaissement d'rm enfant dans an 
etat qui ie prive de secours; 

18) Suppression, su]:>stitution ou supposition d'en- 
fant; 

enlevement ou reccl d'un enfant äge de inoins 
de 7 ans; 

enlevement par violence, ruse ou mcnace d’une 
personne mineure; 

rapt d'une fille ägee de moins de 18 ans; 

19) viol; 

20) attentat ä la pudeur commis avec violence ou 
menace; 

21) attentat ä la pudeur commis sans violence ni 
menace, sur la personne ou ä i’aide de la per- 
sonne d'un mineur äge de moins de 14 ans; 

22) attentat ä la pudeur commis sans violence ni 
menace, par un ascendant sur la personne ou ä 
l'aide de la personne d'un mineur meme äge de 
plus de 14 ans mais n'ayant pas contracte ma- 
nage,- 

23) attentat aux moeurs, en excitant, facilitant ou 
favorisant, pour satisfaire les passions d’autrui, 
la debauche, la corruption ou la Prostitution 
d'un mineur äge de moins de 14 ans; 

embauchage, entrainement ou detournement 
d'une personne en vue de la debauche ou de la 
Prostitution, pour satisfaire les passions d'autrui, 
lorsque ces actes ont ete commis soit habituel- 
lement ou dans un but interesse soit au moyen 
d'artifices, lorsque le coupable ou l'auteur des 
faits avait auLorite sur la personne; ■ 


detention contre son gre d’uno personne dans 
une maison de debauche ou de Prostitution; 
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Nötigung einer Person zur Unzucht oder Prosti- 
tution; 

Führung eines Hauses der Unzucht oder Prosti- 
tution; 

Zuhälterei oder gewohnheitsmäßige Ausbeutung 
der Prostitution oder Unzucht anderer; 

24) Doppelehe; 

25) Diebstahl, Raub oder Erpressung; 

26) Unterschlagung und Untreue; 

27) Betrug; 

28) vorsätzliche Brandstiftung; 

29) vorsätzliche und rechtswidrige Zerstörung von 
Bauwerken, Straßen, Eisenbahnen, Dampf- 
maschinen oder Fernmeldeanlagen: 
vorsätzliche und rechtswidrige Zerstörung oder 
Beschädigung von Grabstätten, Denkmälern oder 
Kunstgegenständen, von Urkunden oder anderen 
Papieren ; 

vorsätzliche und rechtswidrige Zerstörung oder 
Beschädigung von Lebensmitteln, Waren oder 
anderen beweglichen Yermögensgegenständen; 

30) vorsätzliche und rechtswidrige Zerstörung und 
Verwüstung von Einten, Pflanzen, Bäumen oder 
Pfropfreisern; 

31) vorsätzliche und rechtswidrige Zerstörung frem- 
der landwirtschaftlicher Geräte, vorsätzliche und 
rechtswidrige Vernichtung oder Vergiftung frem- 
den Viehs oder sonstiger fremder Tiere; 

32) vorsätzliche Gefährdung des Verkehrs auf der 
Eisenbahn durch Niederlegen von Gegenständen, 
durch Veränderung der Schienen oder ihrer 
LJnterlagen, durch Wegnahme von Weichen oder 
Bolzen oder durch Bereitung von Hindernissen 
aller Art, welche dazu geeignet sind, den Zug 
aufzuhalten oder zum Entgleisen zu bringen; 

33) Angriff oder Widerstand mit Gewalt gegen den 
Schiffskapitän, wenn diese Straftat von mehr als 
einem Drittel der Schiffsbesatzung begangen 
worden ist; 

Weigerung eines Seemannes, den zum Wohle 
des Sdriffes oder der Ladung ergangenen Be- 
fehlen des Kapitäns oder Schiffsoffiziers zu fol- 
gen, wenn die Weigerung mit einer Körper- 
verletzung verbunden ist; 

vollständige oder teilweise Zerstörung eines 
Handels- oder Fischereischiffes, seiner Maschi- 
nen, Takelung und Ausrüstung oder Vorrichtun- 
gen, die zur Rettung von Mensdrenleben dienen; 

34) betrügerischer Bankrott und jede ungesetzliche 
Handlung in einem Konkursverfahren zur Be- 
günstigung des Schuldners oder eines Gläubi- 
gers; 

35) betrügerisches Anbringen des Namens eines 
Autors oder eines von ihm zur Bezeichnung sei- 
nes Werkes angenommenen Unterscheidungs- 
merkmals auf einem Kunstgegenstand, einem 
literarischen oder einem musikalischen Werk; 

36) Sklavenhandel; 

37) unerlaubter Handel mit Betäubungsmitteln; 

38) Hehlerei von Gegenständen, die mittels eines 
der im vorliegenden Vertrag aufgeführten Ver- 
brechens oder Vergehens erlangt worden sind. 

2. Zu diesen Tatbeständen gehören auch alle Arten 
der Teilnahme an den oben aufgezählten Taten, ebenso 
der Versuch, sofern sie nach dem Recht beider Staaten 
strafbar sind. 


contrainte sur unc personne pour la debauche 
ou la Prostitution; 

lenue d'une maison de debauche ou de Prosti- 
tution; 

acte de souteneur ou exploitation habituelle de 
la Prostitution ou de la debauche d'autrui; 

24) bigamie; 

25) vol, extorsion; 

26) detournement, abus de confiance; 

27) escroctuerie, tromperie; 

28) incendie volontaire; 

29) destruction volontaire ou illegale de construc- 
lions, rues, chemins de fer, machines ä vapeur 
ou appareils telegraphiques ou telephoniques; 
destruction ou degradation volontaire et ille- 
gale de tonibcaux, monuments, objets d’art, do- 
ruments ou autres papiers; 

destruction ou deterioration volontaire et ille- 
gale de denrees, marchandises ou autres pro- 
prietes mobilieres; 

30) destruction ou devastation volontaire et ille- 
gale de recoltcs, plantes, arbres ou greffes; 

31) destruction volontaire et illegale d'instruments 
d'agriculture appartenant ä des tiers, destruc- 
tion ou empoisonnement volontaires et iilegaux 
de bestiaux ou autres animaiix appartenant ä 
des tiers; 

32) entraves volontaires ä la circulation d'un convoi 
sur le chemin de fer par le depöt d'objets quel- 
conques, par le derangement des rails ou de 
leurs Supports, par l'enlevement de chcvilles ou 
clavettes, ou par l'emploi de tout autre moyen 
de natiire ä arreter le convoi ou ä le faire sor- 
tir des rails; 

33) attaque ou resistance avec violences et voies de 
fait envers le capitaine d’un navire, lorsque ces 
infractions ont ete commises par plus du tiers 
de l'equipage; 

refus par un marin d'obeir aux ordres du capi- 
taine ou officier du bord, pour le salut du na- 
vire Oll de la cargaison, avec coups et bles- 
sures; 

destruction, en tout ou en partie, d'un bätiment 
de commerce ou de peche, de ses machines, de 
ses agres, de son armement ou des dispositifs 
qui y servent au sauvetage des vies humaines; 

34) banqueroute frauduleuse, acte illegal commis 
dans la liquidation d'une faillite en vue de fa- 
voriser seit le failli soit un creancier; 

35) application frauduleuse sur un objet d'art, un 
ouvragc de litterature ou de musique du nom 
d'un auteur ou de tout signe distinctif adopte 
par lui pour designer son anivre; 

36) trafic d'esclaves; 

37) trafic illicite de stupefiants; 

38) recelement d'objets obtenus ä l'aide d'un des 
crimes ou delits prevus par la presente Con- 
vention. 

2. Sont comprises dans les qualifications precedentes 
toute forme de participation aux faits enumeres ci-des- 
sus, ainsi que la tentative lorsqu'elles sont punies par 
la legislation des deux pays. 
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Artikel 3 

Politische Straftaten 

1. Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn die 
Straftat, die dem Auslieferungsersuchen zugrunde liegt, 
von der ersuchten Partei als politische Straftat oder als 
eine mit einer solchen zusammenhängende Tat ange- 
sehen wird. 

2. Das gleiche gilt, wenn die ersuchte Partei begründe- 
ten Anlaß zu der Annahme hat, daß das Auslieferungs- 
ersuchen wegen einer nach allgemeinem Recht strafbaren 
Handlung gestellt worden ist, um eine Person aus Grün- 
den ihrer Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit oder ihrer 
politischen Meinung zu verfolgen oder zu bestrafen. 

3. Für die Anwendung dieses Vertrages gilt der An- 
schlag auf das Leben eines Staatsoberhauptes oder eines 
Mitglieds seiner Familie nicht als politische Straftat. 

4. Die Anwendung dieses Artikels läßt die Verpflich- 
tungen, die die Parteien auf Grund internationaler Über- 
einkommen mehrseitigen Charakters übernommen haben 
oder übernehmen werden, unberührt. 

Artikel 4 

Nichlauslieferung eigener Staatsangehöriger 

1. Die Vertragschließenden Parteien liefern ihre eige- 
nen Staatsangehörigen nicht aus. Ein Zusatzprotokoll be- 
stimmt diejenigen Personen, die im Sinne dieses Ver- 
trages als Deutsche anzusehen sind. Für die Beurteilung 
der Staatsangehörigkeit ist der Zeitpunkt der Über- 
stellung maßgebend. 

2. Auf Verlangen der ersuchenden Partei werden je- 
doch die Tatsachen den zuständigen Justizbehörden an- 
gezeigt, die darüber befinden, ob eine Strafverfolgung 
stattfinclen soll. Zu diesem Zwecke werden die auf die 
Straftat bezüglichen Akten, Urkunden und Gegenstände 
kostenlos auf diplomatischem Weg übermittelt. Der er- 
suchenden Partei wird mitgeteilt, was auf ihr Verlangen 
veranlaßt worden ist. 

Artikel 5 

Begehungsort 

1. Die ersuchte Partei kann es ablehnen, den Verfolg- 
ten wegen einer strafbaren Handlung auszuliefern, die 
nach den Rechtsvorschriften dieser Partei ganz oder zum 
Teil in ihrem Gebiet oder an einem ihrem Gebiet gleich- 
gestellten Ort begangen worden ist. 

2. Ist die strafbare Handlung, die dem Auslieferungs- 
ersuchen zugrunde liegt, außerhalb des Gebiets der er- 
suchenden Partei begangen worden, so kann die Aus- 
lieferung nur abgelehnt werden, wenn die Rechts- 
vorschriften der ersuchten Partei die Verfolgung einer 
außerhalb ihres Gebiets begangenen Straftat gleicher Art 
nicht zulassen. 

Artikel 6 

Anhängige Strafverfahren wegen der gleichen Straftaten 

Die ersuchte Partei kann die Auslieferung des Ver- 
folgten ablehnen, wenn ihre zuständigen Behörden gegen 
ihn ein Verfahren wegen der gleichen Straftat oder Straf- 
taten, deretwegen um Auslieferung ersucht wird, durch- 
führen. 

Artikel 7 

Non bis in idem, Amnestie 

1. Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn der 
Verfolgte wegen der Straftat oder Straftaten, deretwegen 
um Auslieferung ersucht wird, von den zuständigen Be- 
hörden der ersuchten Partei rechtskräftig abgeurteilt 


Ar ti cl e 3 

Infractions politiques 

1. L'extradition ne sera pas accordee si l'infraction 
pour laquelle eile est demandee est consideree par la 
Partie requise comme une infraction politique ou comme 
un fait connexe ä une teile infraction. 

2. La meme regle s'appliquera si la Partie requise a 
des raisons serieuses de croire que la demande d’extra- 
dition motivee par une infraction de droit commun a ete 
presentee aux fins de poursuivre ou de punir un indi- 
vidu en raison de sa race, de sa religion, de sa nationa- 
lite ou de ses opinions politiques, 

3. Pour l’application de la presente Convention, l'at- 
tentat ä la vie dun Chef d'Etat ou d’un membre de sa 
famille ne sera pas considere comme infraction politique. 

4. L'application du present article n’affectera pas les 
obligations que les Parties auront assumees ou assume- 
ront aux termes de toute autre Convention internationale 
de caractere multilateral. 

Article 4 

Non-extradition des nationaux 

1. Les Parties contractantes n’extraderont pas leurs 
propres ressortissants. Un Protocole additionnel determi- 
nera les personnes qui au sens de la presente Conven- 
tion seront considerees comme ressortissants allemands. 
La qualite de ressortisssant sera appreciee en se pla- 
eant au moment de la remise. 

2. Toutefois, sur demande de la Partie requerante, les 
faits seront denonces aux autorites judiciaires competen- 
tes qui apprecieront s’il y a lieu d'exercer des poursuites. 
A cet effet, les dossiers, documents et objets relatifs ä 
l'infraction seront transmis sans frais par la voie diplo- 
matique. La Partie requerante sera informee de la suite 
qui aura ete donnee ä sa demande. 

Article 5 

Lieu de perpetration 

1. La Partie requise pourra refuser d’extrader l’individu 
reclame ä raison d’une infraction qui, selon sa legis- 
lation, a ete commise en tout ou en partie sur son terri- 
toire ou en un lieu assimile ä son territoire. 

2. Lorsque l’infraction motivant la demande d’extra- 
dition aura ete commise hors du territoire de la Partie 
requerante, l'extradition ne pourra etre refusee que si la 
legislation de la Partie requise n’autorise pas la pour- 
suite d'une infraction du meme genre commise hors de 
son territoire, 

Article 6 

Poursuites en cours pour les memes faits 

Une Partie requise pourra refuser d'cxtrader un indi- 
vidu reclame si cet individu fait l'objet de sa part de 
poursuites pour le ou les faits ä raison descjuels l'extra- 
dition est demandee. 

Article 7 

Non bis in idem et amnistie 

1. L’extradition ne sera pas accordee lorsque l'individu 
reclame a ete definitivement juge par les autorites com- 
petentes de la Partie requise, pour le ou les faits ä rai- 
son desquels l’extradition est demandee. L’extradition 
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worden ist. Die Auslieferung kann abgelehnt werden, 
wenn die zuständigen Behörden der ersuchten Partei ent- 
schieden haben, daß wegen dieser Straftaten kein Straf- 
verfahren eingeleitet oder ein bereits eingeleitetes Straf- 
verfahren eingestellt wird. 

2. Ein im ersuchten Staat erlassenes Straffreiheits- 
gesetz berechtigt nidit zu einer Ablehnung der Ausliefe- 
rung, es sei denn, daß ohne das Straffreiheitsgesetz auch 
der ersuchte Staat im Hinblick auf die begangene Tat 
einen Strafanspruch hätte. 

Artikel 8 

Verj ährung 

Die Auslieferung wird nidit bewilligt, wenn nach dem 
Recht der ersuchenden oder der ersuchten Partei die 
Strafverfolgung oder Strafvollstreckung verjährt ist. 

Artikel 9 

Todesstrafe 

Ist die Straftat, die dem Auslieferungsersuchen zu- 
grunde liegt, nach dem Gesetz der ersuchenden Partei mit 
der Todesstrafe bedroht und ist wegen dieser Straftat 
die Todesstrafe in den Redrtsvorschriften der ersuchten 
Partei nicht vorgesehen oder wird sie von ihr im allge- 
meinen nicht vollstreckt, so kann die Auslieferung abge- 
lehnt werden, sofern nicht die ersuchende Partei eine 
von der ersuchten Partei als ausreichend erachtete Zu- 
sicherung gibt, daß die Todesstrafe nicht vollstreckt wird. 

Artikel 10 

Ersuchen und Unterlagen 

1. Das Ersuchen wird schriftlich gestellt und auf dem 
diplomatischen Weg eingereicht. 

2. Dem Ersuchen werden beigefügt: 

a) die Urschrift oder eine beglaubigte Abschrift 
eines vollstreckbaren Strafurteils, eines Haft- 
befehls oder einer anderen, den Formvorschriften 
der ersuchenden Partei entsprechend ausgestell- 
ten Urkunde mit gleicher Rechtswirkung; 

b) eine Darstellung der Straftaten, deretwegen um 
Auslieferung ersucht wird. Zeit und Ort ihrer 
Begehung und ihre rechtliche Würdigung werden 
so genau wie möglich angegeben; auf die an- 
wendbaren Gesetzesbestimmungen wird hinge- 
wiesen; 

c) eine Abschrift der anwendbaren Gesetzesbestim- 
mungen sowie eine möglichst genaue Beschrei- 
bung des Verfolgten und alle sonstigen zur Er- 
mittlung seiner Identität und Staatsangehörigkeit 
geeigneten Angaben. 

Artikel 11 

Ergänzung der Unterlagen 

Erweisen sich die von der ersuchenden Partei über- 
mittelten Unterlagen als unzureichend, um der ersuchten 
Partei eine Entscheidung auf Grund dieses Vertrages zu 
ermöglichen, so ersucht diese Partei um die notwendige 
Ergänzung der Unterlagen; sie kann für die Beibringung 
dieser Unterlagen eine Frist setzen. 

Artikel 12 

Spezialitätsgrundsatz 

1, Der Ausgelieferte darf wegen einer anderen vor 
der überstellung begangenen Tat als derjenigen, die der 
Auslieferung zugrunde liegt, nur in folgenden Fällen ver- 


pourra etre refusee si les autorites competentes de la 
Partie requise ont decide de ne pas engager de poursui- 
tes ou de mettre fin aux poursuites qu’elles ont exercees 
pour le ou les meines faits. 

2. Une amnistie intervenue dans le pays requis ne 
justifiera un refus d'extradition que si ä defaut d'amnistie, 
l'Btat requis possedait egalement un droit de poursuite ä 
l'egard du fait commis. 

A r ti cl e 8 

Prescription 

L’extradition ne sera pas accordee si la prescription 
de l’action ou de la peine est acquise d'apres la legis- 
lation soit de la Partie requerante, soit de la Partie re- 
quise. 

A r t i c 1 e 9 

Peine capitale 

Si le fait a raison duquel l'extradition est demandee 
est puni de la peine capitale par la loi de la Partie re- 
querante et que, dans ce cas, cette peine n'est pas pre- 
vue par la legislation de la Partie requise, ou n'y est 
generalement pas executee, l'extradition pourra n'etre 
accordee ciu’ä la condition que la Partie requerante donne 
des assurances jugees süffisantes par la Partie requise, 
que la peine capitale ne sera pas executee. 

Article 10 

Regnete et pieces ä Tappui 

1. La roquete sera formulee par ecrit et presentee par 
la voie diplomatique. 

2. II sera produit a l'appui de la requete: 

a) l'original ou l'expedition authentique soit dune 
decision de condanination executoire, soit d'un 
mandat d arret ou de tont autre acte ayant la 
inemc force, delivre dans les formes prescrites 
par la loi de la Partie requerante,- 

b) un expose des faits pour lesquels l'extradition 
est denidnclee. Le temps et le lieu de leur perpe- 
tration, leur c{ualification legale et les referen- 
ces aux dispositions legales qui leur sont appli- 
cables seront indicpies le plus exactement pos- 
sible; 

c) une copie des dispositions legales applicables, 
ainsi que le Signalement aussi precis que pos- 
sible de l'individu reclame et tous autres ren- 
scignements de nature ä determiner son iden- 
tite et sa nationalite. 

Article 11 

Complement d’informations 

Si les informations communiquees per la Partie reque- 
rante se reveient insuffisantes pour permettre ä la Partie 
requise de prendre une decision en application de la pre- 
sente Convention, cette derniere Partie demandera le 
complement d'informations necessaire; eile pourra fixer 
un dclai pour robtention de ces informations. 

Article 12 

Regle de la specialitü 

1. L'individu qui aura ete livre ne sera ni poursuivi, 
ni juge, ni detenu en vue de Lexecution d une peine 
ou d'une mesure de sürete, ni soumis ä aucune autre 
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folgt, abgeurteilt, zur Vollstreckung einer Strafe oder 
Maßregel der Sicherung in Haft gehalten oder einer an- 
deren Beschränkung seiner persönlichen Freiheit unter- 
worfen werden: 

a) wenn die Partei, die ihn ausgeliefert hat, zu- 
stimmt. Zu diesem Zweck wird ein Ersuchen unter 
Beifügung der in Artikel 10 vorgesehenen Unter- 
lagen und eines gerichtlichen Protokolls über die 
Erklärungen des Ausgelieferten gestellt. Die Zu- 
stimmung wird erteilt, wenn die Straftat, deret- 
wegen um Zustimmung ersucht wird, nach diesem 
Vertrag der Verpflichtung zur Auslieferung 
unterliegt; 

b) wenn der Ausgelieferte, obwohl er die Möglich- 
keit dazu hatte, das Gebiet der Partei, der er 
ausgeliefert worden ist, nicht innerhalb von fünf- 
zehn Tagen nadn seiner endgültigen Freilassung 
verlassen hat oder wenn er nach Verlassen die- 
ses Gebiets dorthin zurückgekehrt ist. 

2. Die ersuchende Partei kann jedoch die Maßnahmen 
treffen, die nach ihren Rechtsvorschriften für eine Unter- 
brechung der Verjährung einschließlich der Durchführung 
eines Abwesenheitsverfahrens oder die für eine etwaige 
Ausweisung erforderlich sind. 

3. Erfährt die angenommene Straftat während des Ver- 
fahrens eine andere rechtliche Würdigung, so darf der 
Ausgelieferte nur insoweit verfolgt oder abgeurteilt wer- 
den, als die Tatbestandsmerkmale auch unter den neuen 
rechtlichen Gesichtspunkten die Auslieferung gestatten 
würden. 

Artikel 13 

Weiteriieferung an einen dritten Staat 

Außer im Falle des Artikels 12 Absatz 1 b darf die er- 
suchende Partei den ihr Ausgelieferten, der von einem 
dritten Staat wegen Straftaten gesucht wird, die der Aus- 
gelieferte vor der Überstellung begangen hat, ohne Zu- 
stimmung der ersuchten Partei nicht an diesen Staat aus- 
liefern. Die ersuchte Partei kann die Beibringung der 
in Artikel 10 Absatz 2 vorgesehenen Unterlagen ver- 
langen. 

Artikel 14 

Vorläufige Inhaftnahme 

1. In dringenden Fällen können die zuständigen Be- 
hörden der ersuchenden Partei um vorläufige Inhaft- 
nahme des Verfolgten ersuchen; die zuständigen Behör- 
den der ersuchten Partei entscheiden über dieses Er- 
suchen nach ihrem Recht. 

2. In dem Ersuchen um vorläufige Inhaftnahme wird 
auf das Vorhandensein einer der in Artikel 10 Absatz 2 a 
vorgesehenen Unterlagen hingewiesen und mitgeteilt, 
daß die Stellung eines Auslieferungsersuchens beabsich- 
tigt ist; das Ersuchen führt ferner die strafbare Handlung, 
die dem Auslieferungsersuchen zugrunde liegt, sowie Zeit 
und Ort ihrer Begehung an und enthält, soweit möglich, 
die Beschreibung des Verfolgten. 

3. Das Ersuchen um vorläufige Inhaftnahme wird den 
zuständigen Behörden der ersuchten Partei auf diplomati- 
schem Weg oder unmittelbar auf postalischem oder tele- 
grafischem Weg oder über die Internationale Kriminal- 
polizeiliche Organisation oder auf jede sonstige Weise, 
die einen schriftlichen A^organg entstehen läßt, zugeleitet. 
Die ersuchende Behörde wird unverzüglich davon in 
Kenntnis gesetzt, wie über ihr Ersuchen entschieden wor- 
den ist. 

4. Die vorläufige Haft kann aufgehoben werden, falls 
die ersuchte Partei nicht innerhalb von achtzehn Tagen 
nach der Inhaftnahme das Ausliefcrungsersuchen und die 
in Artikel 10 genannten Unterlagen erhalten hat; in kei- 
nem Falle darf die vorläufige Haft vierzig Tage vom 


restriction de sa liberte individuelle pour un fait quel- 
conque anterieur ä la remise, autre que celui ayant 
motive l'extradition, sauf dans les cas suivants: 

a) lorsque la Partie qui Fa livre y consent. Une 
demande sera presentee ä cet effet, accompagnee 
des pieces prevues ä l'article 10 et d un proces- 
verbal judiciaire consignant les declarations de 
l'extrade. Ce consentement sera donne lorsque 
l'infraction pour laqiielle il cst demande entraine 
elle-meme l’obligation d'extrader aux termes de 
la presente Convention; 

b) lorsqu'ayant eu la possibilite de le faire, l'indi- 
vidu extrade n'a pas quitte dans les 15 jours qui 
suivent son elargissement definitif, le territoire 
de la Partie ä laquelle il a ete livre ou s'il y est 
retourne apres l'avoir quitte. 

2. Toutefois, la Partie requerante pourra prendre les 
mesures necessaires en vue soit de l’interruption de la 
prescription conformement ä sa legislation, y compris 
le recours ä une procedure par defaut, soit d'un renvoi 
eventuel du territoire. 

3. Lorsque la qualification donnee au fait incrimine 
sera modifiee au cours de la procedure, l'individu extrade 
ne sera poursuivi ou juge que dans la mesure oü les 
elements constitutifs de l'infraction nouvellcment quali- 
fiec permettraient l'extradition. 

A r t i c 1 e 13 

Reextradition ä un £tat tiers 

Sauf dans le cas prevu au paragraphe 1, alinea b) de 
rarlido 12, Fassentiment de la Partie requise sera nö- 
cessaire pour permettre ä la Partie requerante de livrer 
ä un Etat tiers l'individu qui lui aura ete remis et qui 
serait rechcrche par cet £tat pour des infractions ante- 
rieures ä la remise. La Partie requise pourra exiger la 
production des pieces prevues au paragraphe 2 de Far- 
ticle 10. 

A r t i c 1 e 14 

Arrestation provisoire 

1. En cas d'urgence, les autorites competentes de la 
Partie requerante pourront demander Farrestation provi- 
soire de l'individu recherche; les autorites competentes 
de la Partie requise statucront sur cette demande con- 
formement ä la loi de cette Partie. 

2. La demande d'arrestation provisoire indiquera Fexis- 
tence d une des pieces prevues au paragraphe 2, ali- 
nea a) de l’article 10 et fera part de Fintention d'envoyer 
une demande d'extradition; eile mentionnera l’infraction 
pour laquelle l'extradition sera demandee, le temps et 
le lieii oü eile a ete commise ainsi que, dans la mesure 
du possible, le Signalement de l'individu recherche. 

3. La demande d'arrestation provisoire sera transmise 
aux autorites competentes de la Partie requise soit par 
la voie diplomaticgie, soit directement par la voie postale 
ou telegraphique, soit par FOrganisation Internationale 
de Police Criminelle, soit par tout autre moyen laissant 
une trace ecrite. L'autorite requerante sera informee sans 
delai de la suite donnee a sa demande. 


4. L'arrestation provisoire pourra prendre fin si, dans 
le delai de 18 jours apres Farrestation, la Partie requise 
n'a pas etc saisie de la demande d'extradition et des 
pieces mentionnees ä l’article 10; eile ne devra, cn aucun 
cas, exceder 40 jours apres Farrestation. Toutefois, la 
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Zeitpunkt der Inhaftnahme überschreiten. Jedoch ist die 
vorläufige Freilassung des Verfolgten jederzeit möglich, 
sofern die ersuchte Partei jede von ihr für notwendig 
erachtete Maßnahme znir Verhinderung einer Flucht des 
Verfolgten trifft. 

5. Die Freilassung steht einer erneuten Inhaftnahme 
und der Auslieferung nach einem späteren Eingang des 
Auslieferiingsersuchens nicht entgegen. 

Artikel 15 

Mehrheit von Auslieferungsersuchen 

Wird wegen der gleichen Straftat oder wegen verschie- 
dener Straftaten von mehreren Staaten zugleich um Aus- 
lieferung ersucht, so entscheidet die ersuchte Partei unter 
Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere der ver- 
hältnismäßigen Schwere der Straftaten, des Begehungs- 
ortes, der jeweiligen Daten der Auslieferungsersuchen, 
der Staatsangehörigkeit des Verfolgten sowie der Mög- 
lichkeit einer späteren Auslieferung an einen anderen 
Staat, 

Artikel 16 

Überstellung des Verfolgten 

1. Die ersuchte Partei gibt der ersuchenden Partei auf 
dem in Artikel 10 Absatz 1 vorgesehenen Weg ihre Ent- 
scheidung über die Auslieferung bekannt. 

2. Wird das Ersuchen ganz oder zum Teil abgelehnt, so 
wird dies begründet. 

3. Wird dem Ersuchen statlgegeben, so werden der er- 
suchenden Partei Ort und Zeit der Überstellung sowie 
die Dauer der von dem Verfolgten im Hinblick auf die 
Auslieferung erlittenen Haft mitgeteilt. 

4. Vorbehaltlich des in Absatz 5 vorgesehenen Falles 
kann der Verfolgte, falls er zum festgesetzten Zeitpunkt 
nicht übernommen worden ist, nach Ablauf einer Frist 
von fünfzehn Tagen nach diesem Zeitpunkt freigelassen 
werden. In jedem Fall ist er nach Ablauf einer Frist von 
dreißig Tagen freizulassen; die ersuchte Partei kann als- 
dann die Auslieferung der betreffenden Person wegen 
der gleichen Straftat ablehnen. 

5. Ist es einer Partei infolge höherer Gewalt nicht 
möglich, die auszuliefernde Person zu überstellen oder zu 
übernehmen, so setzt sie die andere Partei davon in 
Kenntnis; beide Parteien vereinbaren einen neuen über- 
stellungstermin; die Bestimmungen des Absatzes 4 finden 
Anwendung. 

Artikel 17 

Aufschub der Überstellung 

Die ersuchte Partei kann nach Entscheidung über das 
Auslieferungsersuchen die Überstellung des Verfolgten 
aufschieben, damit dieser von ihr gerichtlich verfolgt 
werden oder, falls er bereits verurteilt worden ist, in 
ihrem Gebiet eine Strafe verbüßen kann, die er wegen 
einer anderen Straftat als derjenigen, die dem Ausliefe- 
rungsersuchen zugrunde liegt, verwirkt hat. 

Artikel 18 

Herausgabe von Gegenständen 

1. Im Falle der Auslieferung beschlagnahmt und über- 
gibt die ersuchte Partei, soweit es ihre Rechtsvorschriften 
zulassen, die Gegenstände: 

a) die als Beweisstücke dienen können oder 

b) die durch die strafbare Handlung erlangt sind 
und im Zeitpunkt der Festnahme im Besitz des 
Verfolgten gefunden worden sind oder später 
aiifgefunden werden. 


mise en liberte provisoire est possible ä tout moment, 
sauf pour la Partie requise ä prendre toute mesure qu'elle 
estiniera necessaire en vue d'eviter la fuite de l’individu 
reclame. 

5. La mise en liberte ne s'opposera pas ä une nouvelle 
arrestation et ä l'extradition si la deniande d'extradition 
parvient ul teri eurement. 

A r t i c 1 e 15 

Concours de requetes 

Si l'extradition est demandee concurremment par phi- 
sieurs Etats, soit pour le meme fait, soit pour des faits 
differents, la Partie requise statuera compte tenu de 
toutes circonstances et notamment de la gravite relative 
et du lieu des infractions, des dates respectives des de- 
mandes, de la nationalite de l'individu reclame et de 
la possibilite d'une extradition ulterieure ä un autre 
Etat. 

A r ti c 1 e 16 

Remise de l'extrade 

1. La Partie requise fera connaitre ä la Partie reque- 
rante, par la voie prevue au paragraphe 1 de l’article 10, 
sa decision sur l'extradition. 

2. Tout rejot complet ou partiel sera motive. 

3. En cas d'acceptation, la Partie requerante sera in- 
formee du lieu et de la date de remise, ainsi que de 
la durce de la detention subie en vue de rextradition 
par l'individu reclame. 

4. Sous reserve du cas prevu au paragraphe 5 du pre- 
sent article, si l’individu reclame n'a pas ete regu ä la 
date fixee, il pourra etre mis en liberte ä Fexpiration 
d'un delai de 15 jours ä compLer de cette date et il 
sera en tout cas mis en liberte ä Fexpiration d'un dölni 
de 30 jours; la Partie requise pourra refuser de Fexlra- 
der pour le meine fait. 

5. En cas de force majeure empecliant la remise ou la 
reception de l'individu ä extrader, la Partie interessee 
en informera Fautre Partie; les deux Parties se mettront 
d'accord sur une nouvelle date de remise et les dis- 
positions du paragraphe 4 du present article seront appli- 
cables. 

Article 17 

Ajournement de la remise 

La Partie requise pourra, apres avoir Statue sur la 
demande d'extradition, ajourner la remise de l'individu 
reclame pour qu'il puisse etre poursuivri par eile ou, 
s'il a dejä ete condamne, pour qu'il puisse purger, sur 
son territoire, une peine encourue ä raison d'un fait 
autre que celui pour lequel l'extradition est demandee. 

Article 18 

Remise d'objets 

1. En cas d'extradition, la Partie requise saisira et re- 
mettra, dans In mesure permise par sa legislation, les 
übjets: 

a) qui peuvent servir de pieces ä conviction, ou 

b) qui, provenant de Finfraction, auraient ete trou- 
ves au moment de Farrestation en la possession 
de l'individu reclame - ou seraient decouverts 
ulterieurement, 
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2. Die Herausgabe der in Absatz 1 genannten Gegen- 
stände erfolgt selbst dann, wenn die bereits bewilligte 
Auslieferung infolge des Todes oder der Flucht des Ver- 
folgten nicht statlfinden kann. 

3. Kommen die genannten Gegenstände im Gebiet der 
ersuchten Partei für eine Beschlagnahme oder Einziehung 
in Betracht, so kann diese Partei sie für ein schwebendes 
Strafverfahren vorübergehend behalten oder unter der 
Bedingung der Rückgabe herausgeben. 

4. Rechte der ersuchten Partei oder Dritter an diesen 
Gegenständen bleiben jedoch unberührt. Bestehen solche 
Rechte, so werden die Gegenstände nach Abschluß des 
Verfahrens baldmöglichst und kostenlos der ersuchten 
Partei zurückgegeben, es sei denn, daß darauf verzichtet 
wird. 

Artikel 19 

Durchlieferung 

1. Die Durchlieferung durch das Gebiet einer der Ver- 
tragschließenden Parteien wird auf ein Ersuchen, das auf 
dem in Artikel 10 Absatz 1 vorgesehenen Wege zu über- 
mitteln ist, unter den gleichen Bedingungen wie die Aus- 
lieferung bewilligt, wobei jedoch von den beizubringen- 
den Unterlagen nur diejenigen vorgelegt zu werden 
brauchen, die in Artikel 10 Absatz 2 a und b vorgesehen 
sind. 

2. Wird der Luftweg benutzt, so finden folgende Be- 
stimmungen Anwendung-. 

a) Ist keine Zwischenlandung vorgesehen, so kün- 
digt die ersuchende Partei der Partei, deren Ge- 
biet überflogen werden soll, dies an, bestätigt 
das Vorhandensein einer der in Artikel 10 Ab- 
satz 2a vorgesehenen Unterlagen und sichert zu, 
daß nach den ihr bekannten Tatsachen und den 
in ihrem Besitz befindlichen Unterlagen die 
Durchlieferung auf Grund dieses Vertrages, ins- 
besondere der Artikel 4 und 9, nicht verweigert 
werden könnte. Im Falle unvorhergesehener Zwi- 
schenlandung hat die Mitteilung der Benutzung 
des Luftweges die Wirkung eines Ersuchens um 
vorläufige Inhaftnahme, wie sie in Artikel 14 vor- 
gesehen ist; die ersuchende Partei hat dann ein 
ordnungsmäßiges Durchlieferungsersuchen zu 
stellen. 

b) Ist eine Zwischenlandung vorgesehen, so gelten 
die Bestimmungen des Absatzes 1. 


Artikel 20 

Sprache 

Die beizubringenden Unterlagen werden in der Sprache 
der ersuchenden Partei abgefaßt. 


Artikel 21 

Kosten 

1. Kosten, die durch die Auslieferung im Gebiet der 
ersuchten Partei entstehen, gehen zu Lasten dieser Partei. 

2. Kosten, die durch die Durchlieferung durch das Ge- 
biet der um Durchlieferung ersuchten Partei entstehen, 
gehen zu Lasten der ersuchenden Partei. 


2. La remise des objets vises au paragraphe 1 du pre- 
sent article sera effectuee meme dans le cas oü l'ex- 
tradition dejä accordee ne pourrait avoir lieu par suite 
de la mort ou de l'evasion de l'individu reclame. 

3. Lorsque lesdits objets seront susceptibles de saisie 
ou de confiscation sur le territoire de la Partie requise, 
cette derniere pourra, aux fins d'une procedure penale 
en cours, les garder temporairement ou les remettre sous 
condition de restitution. 

4. Sont toutefois reserves les droits que la Partie re- 
quise ou des tiers auraient acquis sur ces objets. Si de 
tels droits existent, les objets seront, le proces termine, 
restitues le plus tot possible et sans frais ä la Partie re- 
quise, sauf renonciation de cette derniere. 


Article 19 

Transit 

1. Le transit ä travers le territoire de Tune des Parties 
contractantes sera accorde sur demande adressee par 
la voie prevue au paragraphe 1 de l'article 10 et aux 
conditions requises pour l'extradition sauf toutefois en 
ce qui concerne les pieces ä produire, que seuls les 
documents prevus au paragraphe 2, alinea a) et b) de 
l’arlicle 10 seront necessaires. 


2. Dans le cas oü la voie aerienne sera utilisee, il sera 
fait application des dispositions suivantes: 

a) lorsqu’aucun atterrissage ne sera prevu, la Partie 
requerante avertira la Partie dont le territoire 
sera survole, attestera l'existence d’une des 
pieces prevues au paragraphe 2, alinea a) de 
l’article 10 et assurera que, d’apres les elements 
en sa possession, le transit ne pourrait etre re- 
fuse sur base de la presente Convention et spe- 
cialement des articles 4 et 9. Dans le cas d'atter- 
rissage fortuit, la notification d'emploi de la voie 
aerienne produira les effets de la demande 
d’arrestalion provisoire visee ä l’article 14 et la 
Partie requerante adressera une demande regu- 
liere de transit; 


b) lorsqu'un atterrissage sera prevu, les dispositions 
de l’alinea 1 seront applicables. 


Article 20 

Langues ä employer 

Les pieces ä produire seront redigees dans la langue 
de la Partie requerante. 


Article 21 

Frais 

1. Les frais occasionnes par l’extradition sur le terri- 
toire de la Partie requise seront a la Charge de cette 
Partie. 

2. Les frais occasionnes par le transit a travers le ter- 
ritoire de la Partie requise du transit seront ä la Charge 
de la Partie requerante. 
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TEIL II 

Sonstige Rechtshilfe 

Artikel 22 

Verpflichtung zur Rechtshilfe 

1. Die Vertragschließenden Parteien verpflichten sich, 
gegenseitig nach den Bestimmungen dieses Vertrages in 
größtmöglichem Umfang Rechtshilfe in allen Strafsachen 
zu leisten. 

2. Rechtshilfe durch Vollstreckung eines Straferkennt- 
nisses wird nicht geleistet. 

3. Dieser Vertrag findet im Fall rein militärischer Straf- 
taten keine Anwendung. 

Artikel 23 
Verweigerungsgründe 

1. Die Rechtshilfe kann verweigert werden, 

a) wenn sich das Ersuchen auf Straftaten bezieht, 
die von der ersuchten Partei als politische Straf- 
taten oder als mit politischen Straftaten im Zu- 
sammenhang stehende Straftaten betrachtet wer- 
den; 

b) wenn die Ausführung des Ersuchens geeignet ist, 
wesentliche Interessen der ersuchten Partei, ins- 
besondere ihre Souveränität oder ihre Sicherheit 
zu beeinträchtigen, oder wenn sie mit dem Recht 
dieser Partei nicht vereinbar ist. 

2. Jede Verweigerung der Rechtshilfe wird begründet. 

Artikel 24 

Ausführung von Rechtshilfeersuchen 

1. Die Vertragschließenden Parteien lassen Rcchtshilfe- 
ersuchen in einer Strafsache, die von den Behörden der 
einen Partei an die Behörden der anderen Partei ge- 
richtet werden und die Durchführung von Untersuchungs- 
handlungen sowie die Mitteilung von Überführungs- 
stücken, Akten oder Schriftstücken zum Gegenstand 
haben, in der in den Rechtsvorschriften der ersuchten 
Partei vorgesehenen Form ausführen. 

2, Die ersuchte Behörde kann beglaubigte Abschriften 
oder Fotokopien dieser Akten oder Schriftstücke über- 
mitteln. Verlangt die ersuchende Partei jedoch ausdrück- 
lich die Übersendung von Originalstücken, so wird die- 
sem Ersuchen, abgesehen von Ausnahmefällen, statt- 
gegeben. 

Artikel 25 

Durchsuchung und Beschlagnahme 

1. Rechtshilfeersuchen, die eine Durchsuchung oder 
eine Beschlagnahme von Gegenständen betreffen, wer- 
den jedoch nur ausgeführt, wenn es sich um eine Tat 
handelt, deretwegen nach diesem Vertrag die Ausliefe- 
rung zulässig ist. Die Übergabe von Gegenständen kann 
an die Bedingung geknüpft werden, daß sie zurück- 
gesandt werden, sobald sie für die Strafverfolgung nicht 
mehr notwendig sind. 

2. Das Ersuchen eines belgischen Richters um Durch- 
suchung oder Beschlagnahme steht einem gerichtlichen 
Beschluß gleich. 

Artikel 26 

Benachrichtigung über die Ausführung 

Auf ausdrückliches Verlangen wird die ersuchende Be- 
hörde von der ersuchten Behörde über den Zeitpunkt 
und den Ort der Ausführung des Rechtshilfeersuchens 
unterrichtet, damit die Prozeßbeteiligten dabei anwesend 
sein können, wenn die ersuchte Partei ihre Einwilligung 
dazu erteilt. 


TITRE II 

Entraide judiciaire 

Article 22 
Obligation d'entraide 

1. Los Parties contractantes s'engagent ä s'accorder, 
selon les dispositions de la presente Convention, l’en- 
traide judiciaire la plus large possiblc dans toute affaire 
penale. 

2. Cette entraide ne s'applique pas ä Fexecution re- 
ciproque des decisions en matiere penale. 

3. La presente Convention ne s’applique pas dans le 
cas d’infractions purement militaires. 

Article 23 

Cas de refus 

1. L'entraide judiciaire pourra etre refusee: 

a) si la demande vise des infractions considerees 
par la Partie requise soit comme des infractions 
politiques, soit comme des infractions connexes 
ä des infractions politiques; 

b) si Fexecution de la demande est de nature ä 
porter atteinte aux interets generaux de la Par- 
tie requise, specialement ä sa souverainete ou 
ä sa securite, ou n'est pas compatible avec sa 
legislation. 

2. Tout refus d'entraide sera motive. 

Article 24 

Execution des commissions rogatoires 

1. Les Parties contractantes feront executer dans les 
formes prevues par la legislation de la Partie requise, 
les commissions rogatoires relatives ä une affaire penale 
qui seront adressees par les autorites de Fune d'elles 
aux autorites de Fautre Partie et qui ont pour objet Fac- 
complissement d'aetes d'instruction, ainsi que la com- 
munication de pieces ä conviction, de dossiers ou de 
documents. 

2. L'autorite requise pourra transmettre des copies ou 
photocopies certifiees conformes de ces dossiers ou do- 
cuments. Toutefois, si la Partie requerante demande ex- 
pressement la communication des originaux, il sera donne 
suite ä cette demande sauf dans des cas exceptionnels. 

Article 25 

Perquisitions et saisies 

1. Los commissions rogatoires tendant a faire operer 
une perquisition ou une saisie ne seront executees que 
pour Fun des faits pouvant justifier Fextradition aux 
termes de la presente Convention. De meme, la remise 
d’objcts pourra etre subordonnee ä la condition qu’ils 
soient renvoyes des qu'ils ne presentent plus d'interet 
pour la poursuite. 

2. Une Commission rogatoire emanant d’uii magistrat 
beige et tendant ä une perquisition ou ä une saisie equi- 
vaut d une ordonnance. 

Article 26 

Avis d'execution 

Sur sa demande expresse, l'autorite requerante sera 
informee par l'autorite requise de la date et du lieu 
d'execution de la Commission rogatoire, afin que les 
autorites ou parties interessees puissent y assister si la 
Partie requise y consent. 
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Artikel 27 

Zustellung 

1. Die ersuchte Behörde bewirkt die Zustellung einer 
von einer Justizbehörde ausgehenden Urkunde durch 
einfeiche Übergabe an den Empfänger, falls nicht die er- 
suchende Beliörde eine andere Form der Zustellung 
wünscht. 

2. Die Ausführung der Zustellung wird durch ein da- 
tiertes und vom Empfänger unterzeichnetes Empfangs- 
bekenntnis oder durch eine Erklärung der ersuchten Be- 
hörde nachgewiesen, aus der sich der Vollzug, die Form 
und das Datum der Zustellung ergeben. Die eine oder 
die andere dieser Urkunden wird sofort der ersuchenden 
Behörde übermittelt. 

3. Veiwveigert der Empfänger die Annahme der Ur- 
kunde oder kann die Zustellung aus einem anderen 
Grunde nicht bewirkt werden, so sendet die ersuchte Be- 
hörde die Urkunde unverzüglich der ersuchenden Be- 
hörde zurück und gibt dabei den Grund an, der die Zu- 
stellung verhindert hat. 

4. Enthält die Ladung eines Zeugen oder Sachverstän- 
digen die Androhung einer Zwangsmaßnahme für den 
Fall des Nichterscheinens, so bleibt es der ersuchten Be- 
hörde überlassen, dem Empfänger mitzuteilen, daß diese 
Bestimmung ihm gegenüber unwirksam ist. 

Artikel 28 

Ladung von Zeugen oder Sachverständigen 

1. Ist in einem Strafverfahren das persönliche Erschei- 
nen eines Zeugen oder Sachverständigen notwendig, der 
sich im Gebiet der anderen Partei aufhält, so fordert ihn 
die zuständige Behörde dieser Partei auf ausdrückliches 
Ersuchen der Behörden der anderen Partei auf, der La- 
dung Folge zu leisten. Die Antwort des Zeugen oder 
Sachverständigen ward der ersuchenden Behörde mitge- 
teilt. 

2. Reisekosten und Tagegelder werden dem Zeugen 
oder Sachverständigen von seinem Aufenthaltsort ab 
nach den Sätzen und Regelungen des Staates, in dessen 
Gebiet die Vernehmung stattfinden soll, bewilligt. Auf 
Antrag können ihm durch die Gerichtsbehörde des Ortes, 
an dem er sich aufhält, die Reisekosten ganz oder zum 
Teil vorgestreckt werden; diese Kosten werden später 
durch die beteiligte Regierung erstattet. 

Artikel 29 

Freies Geleit 

Ein Zeuge oder Sachverständiger, gleich wmlcher 
Staatsangehörigkeit, der sich auf dem Gebiet einer der 
Parteien aufhält und auf eine ihm zugestcllte Ladung vor 
den Behörden der anderen Partei erscheint, darf wegen 
einer vor seiner Einreise begangenen Tat nicht verfolgt 
oder einer anderen Beschränkung seiner persönlichen 
Freiheit unterworfen werden, es sei denn, daß er inner- 
halb von acht Tagen nach Beendigung seiner Tätigkeit 
als Zeuge oder Sachverständiger das Gebiet der ersuchen- 
den Partei nicht verlassen hat, obwohl die Ausreise 
möglich gewmsen wmr. 

Artikel 30 

Auskunft aus dem Strafregister 

1. Wird für ein Strafverfahren um Auskunft aus dem 
Strafregister ersucht, so wird diese Auskunft im gleichen 
Umfang erteilt, wie wenn sie von einer Justizbehörde 
der ersuchten Partei angefordert worden wäre. 

2. Ersuchen eines Zivilgerichts oder einer Verwaltungs- 
behörde sind zu begründen. Es wird ihnen stattgegeben, 
sowmit die innerstaatlidien Rechts- oder Verwaltungs- 
Vorschriften des ersuchten Staates es gestatten. 


A r ti c 1 e 27 

Notification des actes judiciaires 

1. L'autorite requise en vue de la notification d un acte 
judiciaire y fera proceder par simple remise au desti- 
nataire pour autant que l'autorite requerante ne demande 
pas une autre forme de notification. 

2. La preuve de la notification se fera au moyen d un 
recepisse date et signe par le destinataire ou d'une de- 
claration de l'autorite requise constatant le fait, la forme 
et la date de la notification. L'un ou l'autre de ces docu- 
ments sera immediatement transmis ä l'autorite reque- 
rante. 

3. Si le destinataire refuse de recevoir l'acte ou si la 
notification ne peut se faire pour une autre raison, l'au- 
torite requise renverra sans delai l'acte ä l'autorite re- 
querante en indiquant le motif qui a empeche la notifi- 
cation, 

4. Au cas oü une citation ä comparaitre destinee ä un 
temoin ou a un expert contiendrait une clause commina- 
toire en cas de non comparution, il appartiendra ä l'au- 
torite requise de faire savoir au destinataire que cette 
disposition est sans effet ä son egard. 

Article 28 

Citations aux temoins et experts 

1. Si, dans une cause penale, la comparution person- 
nelle dun temoin ou d'un expert se trouvant sur le 
territoire de l'une des Parties est necessaire, l'autorite 
competente de cette dernicre l'engagera, sur demande 
expresse des autorites de l'autre Partie, ä se rendre ä 
l'invitation qui lui sera faite. La reponse du temoin ou 
de l'expert sera communiquee ä l'autorite requerante. 

2. Des frais de voyage et de sejour, calcules depuis 
leur residence, seront accordes au temoin ou ä l'expert, 
d'aprcs les tarifs et rcglements en vigueur dans le pays 
oü l'audition doit avoir lieu. II pourra leur etre fait, sur 
leur demande, par le soin des magistrats de leur resi- 
dence, l'avance de tout ou partie des frais de voyage; 
ces frais seront ensuite rembourses par le Gouvernement 
interesse. 

Article 29 

Immunite des temoins et experts 

Aucun temoin ou expert, quelque soit sa nationalite 
qui, residant sur le territoire de l'une des Parties, com- 
paraitra devant les autorites de l'autre Partie, en vertu 
d'une citation qui lui a ete adressee, ne pourra etre 
poursuivi ni soumis ä aucune restriction de sa liberte 
individuelle pour un fait commis avant son arrivee, ä 
moins que, dans les huit jours qui suivront la cessation 
de son activite comme temoin ou comme expert, il n’ait 
pas quitte le territoire de la Partie requerante bien qu'il 
en ait eu la possibilite. 

Article 30 

Communication d'extraits du casier judiciaire 

1. Les renseignements provenant du casier judiciaire, 
demandes dans une affaire penale, seront communiques 
dans la meme mesure que s'ils etaient reclames par une 
autorite judiciaire de la Partie requise. 

2. Les demandes emanant d'un tribunal civil ou d'une 
autorite administrative seront motivees. Il y sera donne 
suite dans la mesure des dispositions legales ou regle- 
mentaires internes de la Partie requise. 
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Artikel 31 

Inhalt der Rechtshilfeersuclien 

1. Die Ersuchen um Rechtshilfe nach Artikel 24 und 25 
geben die Anschuldigung und den Zweck des Ersu-chens 
an und enthalten eine kurze Darstellung des Sachver- 
halts. Wünscht die ersuchende Behörde, daß die Zeugen 
oder Sachverständigen unter Eid aussagen, so wird sie 
es besonders angeben. 

2. Die übrigen Ersuchen um Rechtshilfe, insbesondere 
um Zustellung von Urkunden der Justizbehörden, um 
Überlassung eines Strafregisterauszugs oder um Ertei- 
lung einfacher Auskünfte enthalten folgende Angaben: 

a) die Behörde, von der das Ersuchen ausgeht, 

b) den Gegenstand des Ersuchens, 

c) die dem Ersuchen zugrunde liegende Tat, 

d) die Identität und, soweit möglich, die Staats- 
angehörigkeit des Beschuldigten und Verurteilten, 

e) im gegebenen Fall den Namen und die Anschrift 
des Zustelliingsempfängers. 

Artikel 32 

Geschäftsweg für Rechtshilfeersuchen 

1. Die Ersuchen um Rechtshilfe nach Artikel 24 und 25 
werden im unmittelbaren Verkehr zwischen den Justiz- 
minislern der Länder der Bundesrepublik Deutschland 
und dem belgischen Justizminister übermittelt. 

2. In dringenden Fällen können die vorgenannten 
Rechtshilfeersuchen unmittelbar durch die Justizbehörden 
der ersuchenden Partei an die Justizbehörden der ersuch- 
ten Partei gerichtet werden. Diese Rechtshilfeersuclien 
und die Erledigungsstücke werden auf dem im ersten 
Absatz vorgesehenen Wege zurückgesandt. 

3. Die Ersuchen um Auskunft aus dem Strafregister 
nach Artikel 30 Absatz 1 können unmittelbar von der be- 
teiligten Justizbehörde, in der Bundesrepublik Deutsch- 
land an die zuständige Staatsanwaltschaft, in Belgien an 
den Justizminister gestellt werden. Die Ersuchen nach 
Artikel 30 Absatz 2 werden unmittelbar zwischen einer- 
seits den Justizministern der Länder oder dem Bundes- 
minister der Justiz der Bundesrepublik Deutschland, 
andererseits dem belgischen Justizminister übermittelt. 


4. Andere Rechtshilfeersuchen können unmittelbar zwi- 
schen den beteiligten Justizbehörden übermittelt werden. 
Mitteilungen, die einfache Auskünfte zum Gegenstand 
haben, können ebenfalls unmittelbar ausgetauscht wer- 
den, und zwar zwischen den Justizbehörden oder den 
Kriminalpolizeibehörden. 

5. Besteht Zweifel, welche Gerichtsbehörde zuständig 
ist, so kann jedes Ersuchen in der Bundesrepublik 
Deutschland an die Justizminister der Länder oder an 
den Bundesminister der Justiz, in Belgien an den Justiz- 
minister übersandt werden. 

Artikel 33 

Straf nachrlchtenaustausch 

1. Jede Vertragschließende Partei teilt alle sechs Mo- 
nate der anderen Partei solche Entscheidungen mit, die 
gegen Staatsangehörige der anderen Partei erlassen und 
in das Strafregister eingetragen worden sind, selbst wenn 
der Betroffene Angehöriger beider Staaten ist. Auf aus- 
drücklichen Wunsch wird eine Abschrift der Entscheidung 
übersandt. 


A r t i c 1 e 31 

Forme des demandes d'entraide judiciaire 

1. Les commissions rogatoires prevues anx articles 24 
et 25 mentionneront l'inculpation ainsi que l objet de la 
clemande et eiles contiendront un expose sommaire des 
faits. Si l'autorite requerantc des! re que les temoins ou 
les experts deposent sous serment, eile l’indiquera ex- 
pressement. 

2. Les autres demandes d'entraide judiciaire, speciale- 
ment cclles qui tendent a la nolilication d'aetes judi- 
ciaires, ä l’obtention d'extiails du casicr judiciaire ou ä 
la communication de simples renseignoments, contien- 
dront les indications suivantes; 

a) l'autorite dout elles emanent, 

b) l objet de la demande, 

c) le fait motivant la demande, 

d) l'identite et, si possible, la natioiialile de la per- 
sonne poursuivie ou condamneo, 

e) le cas echeant, le nom et l’adresse du destinataire. 

Article 32 

Voie ä suivre 

1. Los commissions rogatoires prevues aux articles 24 
et 25 feront Lobjet de Communications clirectes entre les 
Ministres de la Justice des Lander de la Republique 
Föderale d'Allemagne et le Ministre beige de la Justice. 

2. En cas d’urgencc, lesdites commissions rogatoires 
pourront etre adressees directement par les auloiutes 
judiciaircs de la Partie requt'ranlo uux autoiites judi- 
ciaires de la Partie rcc|uise. Ces com nii^sioms logatoires et 
les picces relatives ä Icur execution, serout reiivoyees 
selon la voie prevue au parayraplic jn'ecedmit. 

3. Les demandes d'extraits du casicr judiciaire visees 
au paragraphe premier de Larticle 30 pourront etre 
adressees directement par l'aulorite judiciaire interessee, 
dans la Republique Föderale d’Allemagne au Parquet du 
Procureur d'Etat compöteiit, en Belgif[ue au Ministre de 
la Justice. Quant aux demandes visees au partigraphe 2 
de Larticle 30, eiles feront Lobjet de Communications 
directes entre, d’une part, les Ministres de la Justice des 
Länder ou le Ministre föderal de la Justice de la Rö- 
publique Föderale d'Allemagne, d'autre part, le Ministre 
beige de la Justice. 

4. Les autres demandes d'entraide judiciaire pourront 
faire Lobjet de Communications directes entre les auto- 
ritös judiciaires interessees. De meine, les Communica- 
tions tendant ä obtenir de simples renseignements pour- 
ront etre öchangöes directement entre les aulorites judi- 
ciaires ou les autorites de police criminelle. 

5. En cas de doute sur l'autorite competente, toute 
demande pourra etre transmise, dans la Republique 
Fedörale d'Allemagne aux Ministres de la Justice des 
Länder ou au Ministre federal de la Justice, eii Belgique 
au Ministre de la Justice. 

Article 33 

Echange de renseignements sur les condamnations 

1. Chacune des Parties contractantes cominuniquera 
tous les six mois, ä Lautre Partie, les decisions inter- 
venues ä Lögard de ressortissants de cette dernicre et 
inscrites au casier judiciaire, sans qii'il y ait lieu d'ex- 
cepter le cas oü l’interesse est ressortissant des deux 
pays. Sur demande expresse, il scra envoye une copic 
de la decision intervenue. 
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2. Diese Mitteilungen erfolgen zwischen dem deutschen 
Bundesminister der Justiz und dem belgischen Justiz- 
minister. 

Artikel 34 

Übernahme der Strafverfolgung 

Ersuchen einer der Vertragschließenden Parteien um 
Strafverfolgung durch die Gerichte der anderen Partei 
werden in der Bundesrepublik Deutschland an den Bun- 
desminister der Justiz, in Belgien an den Justizminister 
übermittelt. 

Artikel 35 

Sprache 

Die in diesem Teil des Vertrages vorgesehenen Er- 
suchen werden in der Sprache der ersuchenden Behörde 
abgefaßt. 

Artikel 36 

Kosten 

Die Vertragschließenden Parteien verzichten auf Er- 
stattung der durch eine Rechtshilfe nach den Vorschriften 
dieses Teiles erwachsenden Kosten mit Ausnahme der- 
jenigen für Gutachten; diese Kosten werden gegen Vor- 
lage der Belege erstattet. 


TEIL III 

Schlußbestimmungen 

Artikel 37 
Geltungsbereich 

1. Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung des Königreichs Belgien inner- 
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Ver- 
trages eine gegenteilige Erklärung abgibt, 

2. Dieser Vertrag findet für Belgisch-Kongo und die 
Gebiete von Ruanda-Urundi keine Anwendung. 

3. Er kann durch einfachen Notenwechsel zwischen den 
Vertragschließenden Parteien auf Belgisch-Kongo und die 
Gebiete von Ruanda-Urundi ausgedehnt werden. 

Artikel 38 

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten 

Meinungsverschiedenheiten, die sich bei der Anwen- 
dung dieses Vertrages ergeben, werden auf dem diplo- 
matischen Wege beigelegt. 

Artikel 39 

Inkrafttreten 

1. Dieser Vertrag setzt die in Kraft befindlichen Ver- 
träge und Vereinbarungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Belgien über die Auslieferung und die 
Rechtshilfe in Strafsachen außer Kraft. 

2. Er wird ratifiziert; der Austausch der Ratifikations- 
urkunden soll so bald wie möglich in Bonn erfolgen. 

3. Der Vertrag tritt dreißig Tage nach dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

4. Er tritt sechs Monate nach der Kündigung durch 
eine der beiden Parteien außer Kraft. 


2. Ces Communications seront effectuees entre le 
Ministre federal allemand de la Justice et le Ministre 
beige de la Justice. 

Article 34 

Denonciation des faits 

Les denonciations officielles d'une des Parties contrac- 
tantes en vue de poursuites devant les tribunaux de 
l’autre Partie, seront adressees dans la Republique Fede- 
rale d'Allemagne, au Ministre federal de la Justice, en 
Belgique, au Ministre de la Justice. 

Article 35 

Langues ä employer 

Les demandes pr^vues au present Titre seront redigees 
dans la langue de l'autorite requerante. 


Article 36 

Frais 

Les Parties contractantes renonceront au rembourse- 
ment des frais occasionnes par l'entraide accordee con- 
formement aux dispositions du present Titre, exception 
faite des frais d'expertise; ces frais seront rembourses 
sur production de pieces justificatives. 


TITRE III 

Dispositions finales 

Article 37 

Champ d'application territoriale 

1. La presente Convention s'appliquera ä Berlin (Ouest) 
ä moins que le Gouvernement de la Republique Federale 
d'Allemagne notifie le contraire au Gouvernement beige 
dans un delai de trois mois ä partir de l'entree en vi- 
gueur de la Convention. 

2. La presente Convention ne s'appliquera pas au 
Congo Beige ni au territoire du Ruanda-Urundi. 

3. Elle pourra etre etendue par simple echange de 
notes entre les Parties contractantes au Congo Beige et 
au territoire du Ruanda-Urundi. 

Article 38 

Reglement des differends 

Les differends resultant de l'application de la presente 
Convention seront regles par la voie diplomatique. 

Article 39 

Entree en vigueur 

1. La presente Convention abroge les conventions et 
accords en vigueur entre la Republique Federale d’Alle- 
magne et la Belgique concernant l'extradition et l'en- 
traide judiciaire en matiare penale. 

2. Elle sera ratifiee; l'echange des Instruments de rati- 
fication aura lieu, le plus tot possible, ä Bonn. 

3. La presente Convention entrera en vigueur trente 
jours apres l’echange des Instruments de ratification. 

4. Elle cessera d'etre en vigueur six mois apres denon- 
ciation par une des Parties. 
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zu URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Be- 
vollmächtigten diesen Vertrag mit ihren Unterschriften 
und Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Brüssel, am 17. Januar 1958, in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet; 

Pour la Republique Föderale d'Allemagne 
signe: 

C. F. O p h ü 1 s 
Dr. Kanter 


Zusatzprotokoll 

GLEICHZEITIG MIT UNTERZEICHNUNG des Ver- 
trages über Auslieferung und Rechtshilfe in Strafsachen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Belgien stellen die Unterzeichneten Bevoll- 
mächtigten Einverständnis über folgendes fest: 

1. (Artikel 4 des Vertrages) 

Deutscher im Sinne dieses Vertrages ist jeder, der 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder dem die 
deutschen Gesetze die Rechtsstellung eines deutschen 
Staatsangehörigen zuerkennen (Artikel 116 Absatz 1 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland vom " 
23. Mai 1949 — Bundesgesetzblatt 1949 S. 1 — ). 

2. Die Vorschriften des Teils II dieses Vertrages fin- 
den auch Anwendung, wenn die erbetene Rechtshilfe 
sich erstreckt: 

a) auf einen in ein Strafverfahren einbezogenen 
zivilrechtlich Verantwortlichen; 

b) auf ein Strafverfahren in einer fiskalischen Ange- 
legenheit (Zoll und Abgaben, direkte oder indi- 
rekte Steuern und Devisenkontrolle); 

c) auf Verfahren wegen Handlungen, die nur mit 
einer Geldbuße geahndet werden (Ordnungs- 
widrigkeiten) und bei Justizbehörden anhängig 
sind. 

GESCHEHEN zu Brüssel, am 17. Januar 1958, in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und französischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Pour la Republique Föderale d'Allemagne 
signö: 

C. F. Op hüls 
Dr. Kanter 


EN FOI DE QUOI, les Plönipotentiaires des deux Par- 
ties ont signö la prösente Convention et Tont revetue de 
leur sceau. 

FAIT ä Bruxelles, le 17 janvier 1958, en double origi- 
nal, en langue allemande et en langue fran(;aise, les 
deux textes faisant ögalement foi. 

Für das Königreich Belgien 
gezeichnet: 

Pour le Royaume de Belgique 
signö: 

L aro ck 


Protocole Additionnel 

AU MOMENT DE SIGNER la Convention d'extradition 
et d'entraide judiciaire en matiere pönale entre la Röpu- 
blique Fedörale d'Allemagne et le Royaume de Belgique, 
les Plönipotentiaires soussignös sont convenus de ce qui 
suit: 

1. (Article 4 de la Convention) 

Est considörö comme ressortissant allemand, pour 
l'application de ladite Convention, toute personne qui 
possede la nationalitö allemande ou ä laquelle les lois 
allemandes reconnaissent le Statut de ressortissant alle- 
inand (art. 116, paragraphe 1 de la Loi fundamentale de 
la Röpublique Födörale d'Allemagne du 23 mai 1949 — 
Bundesgesetzblatt 1949, page 1). 

2. Les dispositions du Titre II de la Convention s'appli- 
quent ögalement quand l'entraide judiciaire demandee 
a trait: 

a) ä un individu civilement responsable impliquö 
dans une procödure pönale; 

b) ä une procödure röpressive en matiere fiscale 
(douanes et accises, impöts directs ou indirects 
et contröle des devises); 

c) aux faits passibles uniquement d’une amende 
(Ordnungswidrigkeiten) et dont sont saisies les 
autoritös judiciaires. 

FAIT ä Bruxelles, le 17 janvier 1958, en double origi- 
nal, en langue allemande et en langue frangaise, les deux 
textes faisant ögalement foi. 

Für das Königreich Belgien 
gezeichnet: 

Pour le Royaume de Belgique 
signö: 

L ar o ck 
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Anlage III 


Begründung zu dem Vertrag 


Vorbemerkung 

Im Jahre 1952 wurde der Auslieferungsvertrag 
zwischen dem Deutschen Reiche und Belgien vom 
24. Dezember 1874 (Reichsgesetzbl. 1875 S. 73) und 
der Zusatzvertrag vom 28. November 1900 zu dem 
Auslieferungsvertrage zwischen dem Deutschen 
Reiche und Belgien (Reichsgesetzbl. 1901 S. 203) mit 
Wirkung vom 11. August 1952 im Verhältnis 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Belgien für wieder anwendbar erklärt 
(Bundesgesetzbl. 1952 II S. 684). Im Anschluß an die 
Wiederinkraftsetzung dieser Verträge wurde von 
belgischer Seite eine Neufassung des Auslieferungs- 
vertrages und der einzelnen Zusatzvereinbarungen 
angeregt, da die derzeit gültigen Vorschriften weit- 
gehend veraltet sind. Nachdem im Jahre 1955 mit 
Vertretern der belgischen Regierung Vorbespre- 
chungen über die Grundzüge der Neugestaltung des 
deutsch-belgischen Auslieferungsvertrages stattge- 
funden hatten, fertigte die Bundesregierung den 
Entwurf eines neuen deutsch-belgischen Ausliefe- 
rungsvertrages an, der bei den ersten deutsch- 
belgischen Verhandlungen im November 1955 als 
Verhandlungsgrundlage diente. 

Beide Regierungen kamen überein, den Vertrag 
unbeschadet der Unterzeichnung des Europäischen 
Auslieferungsabkommens am 13. Dezember 1957 in 
Kraft zu setzen. Es ist nicht abzusehen, wann die 
beiden europäischen Verträge (das Europäische 
Auslieferungs- und das Europäische Rechtshilfe- 
abkommen) im Verhältnis zu den beiden Staaten in 
Kraft treten werden. Zudem enthält der neue 
deutsch-belgische Auslieferungsvertrag Bestimmun- 
gen, die auch bei Inkrafttreten des Europäischen 
Auslieferungsabkommens ihre Gültigkeit behalten. 
Im übrigen ist weitgehend der Wortlaut des Euro- 
päischen Auslieferungsabkommens in den neuen 
deutsch-belgischen Auslieferungs- und Rechtshilfe- 
vertrag übernommen worden. 

Teil I 

Auslieferung 

Zu Artikel 1 (Auslieferungsverpflichtung) 

Artikel 1 enthält die allgemeine gegenseitige 
Verpflichtung zur Auslieferung von straffälligen 
Personen. Ausgeliefert werden können nur Per- 
sonen, die von den Justizbehörden einer der ver- 
tragschließenden Parteien verfolgt oder zur Voll- 
streckung einer Strafe gesucht werden. Auch Er- 
suchen um Vollstreckung einer Strafe auf Grund 
eines vollstreckbaren Abwesenheitsurteils sind als 
Ersuchen um Auslieferung zur Strafvollstreckung 
zu behandeln. Einer besonderen Erwähnung im 


Vertrag bedurfte dies nach Auffassung beider Re- 
gierungen nicht, da auch die durch ein rechts- 
kräftiges Abwesenheitsurteil verhängte Strafe eine 
vollstreckbare Strafe ist. 

Unter Berücksichtigung der nationalen Rechte der 
vertragschließenden Parteien kommen als Maß- 
regeln der Sicherung, zu deren Vollstreckung um 
Auslieferung ersucht werden kann, nur in Betracht 

auf deutscher Seite: die Sicherungsverwahrung 

nach §§ 20 a, 42 e deutsches 
StGB und 

auf belgischer Seite: eine gerichtlich angeordnete 
Sicherungsmaßregel gegen 
Rückfällige oder Gewohn- 
heitsverbrecher. 

Da das Europäische Auslieferungsabkommen in 
Artikel 25 alle in Freiheitsentziehung bestehenden 
Maßregeln, die durch ein Urteil eines Strafgerichts 
neben oder an Stelle einer Strafe angeordnet wor- 
den sind, als auslieferungsfähige Maßregeln der 
Sicherung bezeichnet hat, war es erforderlich, die 
für den deutsch-belgischen Auslieferungsverkehr 
notwendige Beschränkung der auslieferungsfähigen 
Maßregeln der Sicherung in Absatz 2 des Artikels 2 
des deutsch-belgischen Vertrages aufzunehmen. 

Zu Artikel 2 (Auslieferungsfähige Straftaten) 

Nach Artikel 1 des belgischen Auslieferungs- 
gesetzes vom 15. März 1874 (Moniteur vom 17. März 
1874) können in Belgien nur die dort genannten 
Straftaten Anlaß zu einer Auslieferung geben. Da- 
her erwähnt Artikel 2 des Vertrages nur die im 
belgischen Auslieferungsgesetz aufgeführten Straf- 
taten als auslieferungsfähige Delikte. Die Aufzäh- 
lung der einzelnen Straftaten ist von Nr. 6 ab der 
Einteilung des deutschen Strafgesetzbuchs ange- 
paßt worden. Die unter Nr. 1 bis 5 aufgeführten 
Straftaten haben ihren Platz aus international- 
traditionellen Gründen erhalten. 

Die Bezeichnung der Straftatbestände im deut- 
schen Text entspricht dem Ergebnis einer eingehen- 
den Rechtsvergleichung zwischen den deutschen 
und den belgischen Gesetzesbestimmungen. Eine 
vollständige Übereinstimmung hat sich naturgemäß 
nicht erzielen lassen. Unterschiede werden aber im 
Einzelfall bei der Prüfung der beiderseitigen Straf- 
barkeit berücksichtigt. 

In Absatz 2 wurde bestimmt, daß sich die Aus- 
lieferung auch auf alle Formen der Teilnahme 
sowie auf den Versuch der aufgeführten Taten er- 
strecken soll, sofern diese Tatformen nach dem 
Recht beider Staaten strafbar sind. 
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Zu Artikel 3 (Politische Straftaten) 

Dieser Artikel ist aus dem Europäischen Aus- 
lieferungsabkomnicn übernommen worden. 

Von einer Lcgaldefinition der politischen Straf- 
taten ist abgesehen worden, weil sie sich in der 
Praxis als unzv/eckmäßig erwiesen hat. Was politi- 
sche Straftaten sind, entscheidet ausschließlich der 
ersuchte Staat. Es erschien besser, die sich hieraus 
möglicherweise ergebende Inkongruenz in Kauf zu 
nehmen, als die seit Jahrzehnten ergebnislosen 
Versuche einer allseitig zufriedenstellenden Ab- 
grenzung des Begriffs der politischen Straftaten zu 
wiederholen. 

Absatz 2 des Artikels 3 sichert dem politisch Ver- 
folgten im Sinne des Artikels 16 Abs. 2 Satz 2 GG 
das Asylrecht zu. 

Die Attentatsklausel in Absatz 3 beschränkt sich 
auf Attentate gegen das Staatsoberhaupt oder ein 
Mitglied seiner Familie. Die Ausdehnung der Klau- 
sel auf Regierungsmitglieder war nicht möglich, da 
Angriffe gegen diese nach belgiscliem Recht aus- 
nahmslos als politische Verbrechen betrachtet wer- 
den. Unter Absatz 3 fallen auch die Oberhäupter 
der deutschen Bundesländer, soweit ihnen das Ver- 
fassungsrecht der betreffenden Länder die Stellung 
eines Staatsoberhauptes einräumt. 

Absatz 4 soll sicherstellon, daß Straftaten, die 
auf Grund einer internationalen Vereinbarung 
strafrechtlich zu verfolgen sind, ausliefarungsfähig 
bleiben, auch wenn sie politischen Charakter haben 
(siehe u. a. Artikel VII der Konvention über die 
Verhütung und Bestrafung des Völkermordes vom 
9. Dc'zomber 1948 — Bundesgesetzbl. 1954 II S. 730). 

Zu Artikel 4 (Nichtauslieferung eigener Staats- 
angehöriger) 

Eigene Staatsangehörige werden entsprechend 
Artikel 16 Abs. 2 Satz 1 GG nicht ausgeliefert. Wer 
als Staatsangehöriger anzusehen ist, ergibt sich aus 
dem Zusatzprotokoll, das auf Artikel 116 Abs. 1 
für die Bundesrepublik Deutschland hinweist. In 
Übereinstimmung mit der bisherigen Praxis ist für 
die Beurteilung der Staatsangehörigkeit ausschließ- 
lich der Zeitpunkt der Überstellung maßgebend. 

Aus kriminalpolitischen Gründen ist in Absatz 2 
die Verpflichtung des ersuchten Staates aufgenom- 
men worden, in denjenigen Fällen, in denen ein 
Verfolgter wegen seiner Staatsangehörigkeit nicht 
aul5geliefert werden kann, auf Verlangen des er- 
suchenden Staates die Vorgänge den Strafverfol- 
gungsbehörden zur Entschließung über die Einlei- 
tung eines Strafverfahrens vorzulegen. Die Fassung 
dieses Absatzes ist dem Wortlaut des Artikels 6 
Abs. 2 des Europäischen Auslieferungsabkommens 
angeglichen worden. Im Gegensatz zu Artikel 2 Nr. 1 
des deutsch-französisch.en Auslicferungsvertrages 
vom 29. November 1951 (Bundesgesetzbl. 1953 II 
S. 152) wird nicht ausdrücklich von einer Verpflich- 
tung zur Übernahme der Strefverfolgung gespro- 
chen, um klarzustellcn, daß die Bohörden des ersuch- 
ten Staates den Fall nach 11 ;em eigenen Recht und 
nach ihrer eigenen Justizpraxis behandeln können. 


Zu Artikel 5 (Begehungsort) 

Artikel 5 enthält eine Abweichung von § 4 Nr. 1 
des Deutschen Auslieferungsgesetzes vom 23. De- 
zember 1929 in der Fassung des Gesetzes vom 
12. September 1933 (Reichsgesetzbl. 1929 I S. 239; 
1930 I S.28; 1933 I S. 618). 

Der Wortlaut des Artikels 5 ist mit geringfügigen 
Änderungen ohne sachliche Bedeutung aus Artikel 7 
der Europäischen Auslieferungskonvention über- 
nommen worden. Diese Bestimmung regelt den Fall, 
daß beide vertragschließenden Staaten wegen der 
gleichen Straftat, die dem Auslieferungsersuchen 
zugrunde liegt, einen selbständigen Strafanspruch 
haben. Ebenso wie die Sachverständigen der 
Europaratstaaten, die die Europäische Ausliefe- 
rungskonvention entworfen haben, waren sich die 
Vertreter der deutschen und der belgischen Regie- 
rung darüber einig, daß es nicht möglich sein 
würde, bei beiderseitigem Straf anspruch die Fälle, 
in denen die Auslieferung bewilligt werden muß, 
einwandfrei festzulegen. Erst die Tatumstände des 
konkreten Falles lassen eine Beurteilung zu, in 
welchem Land die Straftat aus krimiualpolitischen 
Gründen am zweckmäßigsten verfolgt wird. So 
wird, wenn der Tatort sowie der W'ohnort der 
meisten Zeugen im Gebiet des ersuchenden Staates 
liegen, der ersuchte Staat zweckmäßigerwoiso das 
Verfahren dem ersuchenden Staat überlassen und 
den Verfolgten auslicfcrn. Es ist hier bewußt eine 
Kann- Vorschrift geschaffen worden, da zumindest 
in den vorerwähnten Fällen die kr iminal politische 
Forderung nach der sichersten und gerechtesten Ab- 
urteilung einer Tat den Vorrang haben muß vor 
der im § 4 Nr. 1 DAG verankerten staatspolitischen 
Forderung nach Gegenseitigkeit. 

Absatz 2 nimmt Rücksicht auf die unterschied- 
lichen Bestimmungen über den Geltungsbereich des 
Strafrechts in den beiden Staaten. Das belgische 
Recht läßt eine Strafverfolgung wegen Auslands- 
taten nicht in dem weiten Umfang zu wie das 
deutsche Recht. Daher kann Belgien z. B. einen 
Deutschen, der in Dänemark einen Betrug begangen 
hat, nur dann aus Belgien nach Deutschland aus- 
liefern, wenn die belgischen Behörden einen Belgier, 
der in Dänemark einen gleichartigen Betrug be- 
gangen hat, strafrechtlich verfolgen könnten. 

Zu Artikel 6 (Anhängige Strafverfahren wegen 
der gleichen Straftaten) 

Auch Artikel 6, der wörtlidi mit Artikel 8 des 
Europäischen Auslieferungsvertrages übereinstimmt, 
weicht von § 4 Nr. 1 DAG ab. Maßgebend waren 
auch hier die zu Artikel 5 aufgeführton Gründe. 

Zu Artikel 7 (Non bis in idem, Amnestie) 

Absatz 1 dieses Artikels erklärt die Auslieferung 
für unzulässig, wenn in dem ersuchten Staat wegen 
derselben Straftat, die dem Auslieferungsersuchen 
zugrunde liegt, ein rechtskräftiges Gerichtsurteil 
ergangen ist. Tn denjenigen Fällen, in denen von der 
Einleitung eines Strafverfahrens ahgesc^hen oder 
ein Strafverfahren eingestellt worden ist, kann 
cinoni Auslieferungsersuchen stuttgegeben werden. 
Maßgebend hierfür sind ausschließlich kriniinal- 
politischo Erwägungen. Halte z. B. die Staatsanwalt- 
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Schaft des ersuchten Staates wegen der dem Aus- 
lieferungsersuchen zugrunde liegenden Straftat ein 
Strafverfahren eingeleitet, dieses aber mangels Be- 
weises eingestellt, so wird die Regierung des er- 
suchten Staates die Auslieferung dennoch bewilli- 
gen, wenn sie aus dem Auslieferungsersuchen 
ersieht, daß den Behörden des ersuchenden Staates 
Beweismittel zur Verfügung stehen, die im ersuch- 
tenStaat unbekannt waren und zu einer abschließen- 
den Entscheidung über die Straftat ausreichen. 
Durch die Kann-Vorschrift soll sichergestellt werden, 
daß kein Verbrecher infolge einer formalistischen 
Anwendung des Begriffs der Gegenseitigkeit seiner 
gerechten Strafe entgeht. Der Wortlaut von Artikel 7 
Abs. 1 entspricht dem Artikel 9 des Europäischen 
Auslieferungsabkommens. 

Absatz 2 des Artikels 7 ist auf deutschen Wunsch 
eingefügt worden. Die Europäische Auslieferungs- 
konvention kennt eine entsprechende Bestimmung 
nicht. Die Mehrzahl der im Europarat vertretenen 
Staaten ist nämlich der Auffassung, daß eine Aus- 
lieferung durch eine innerstaatliche Amnestie im 
Gegensatz zu § 4 Nr. 2 DAG nicht berührt wird. 
Daher ist die Amnestie von der Europäischen Aus- 
lieferungskonvention nicht als Grund angeführt 
worden, der zu einer Verweigerung der Ausliefe- 
rung berechtigt. Demgegenüber hat die Bundes- 
regierung den Standpunkt vertreten, daß ein Straf- 
freiheitsgesetz einer Auslieferung entgegenstehe, 
wenn es unmittelbar auf die dem Ersuchen zugrunde 
liegende Tat Anwendung finden würde, d. h. wenn 
der ersuchte Staat wegen derselben Straftat ohne 
das Straffreiheitsgesetz einen eigenen Strafanspruch 
gehabt hätte. Andernfalls würde es zu dem uner- 
freulichen Ergebnis kommen, daß der ersuchte Staat, 
der allein wegen des Straffreiheitsgesetzes einen 
Strafanspruch nicht geltend machen kann, auf dem 
Wege über die Auslieferung wegen des ausländi- 
schen Strafanspruchs auf Grund derselben Straftat 
eine Bestrafung erreicht. Auf Grund dieser Erwä- 
gungen hat die belgische Regierung der in Absatz 2 
getroffenen Regelung zugestimmt, obwohl eine 
solche Bestimmung für Belgien völlig neu ist. 

Beide Parteien waren sich in Übereinstimmung 
mit der Europäischen Auslieferungskonvention dar- 
über einig, daß das Fehlen eines Strafantrags nach 
dem Recht des ersuchten Staates die Auslieferung 
nicht hindert. 

Zu Artikel 8 (Verjährung) 

Artikel 8 entspricht dem Artikel 10 des Euro- 
päischen Auslieferungsabkommens. Die Vorschrift, 
wonach eine Auslieferung unzulässig ist, weil die 
dem Auslieferungsersuchen zugrunde liegende Tat 
nach dem Recht eines der beiden Staaten verjährt 
ist, steht im Einklang mit den internationalen An- 
schauungen. 

Zu Artikel 9 (Todesstrafe) 

Mit Rücksicht auf Artikel 102 GG ist die Auf- 
nahme einer Bestimmung in den Vertrag notwen- 
dig, wonach eine Auslieferung nicht stattfindet, 
wenn mit einem Todesurteil und der Vollstreckung 


dieses Urteils gerechnet werden kann. Der Wort- 
laut des Artikels 7 stimmt mit dem Wortlaut des 
Artikels 11 der Europäisdien Auslieferungskonven- 
tion im wesentlichen überein. Wann die Zusiche- 
rung, daß eine Todesstrafe nicht vollstreckt wird, 
ausreichend ist, wird ausschließlich vom ersuchtem 
Staat beurteilt. Deutscherseits muß hierbei die bel- 
gische Rechtslage berücksichtigt werden. Nach belgi- 
schem Recht ist Träger des Gnadenrechts allein der 
König. Die belgische Regierung ist nicht in der 
Lage, den König zu verpflichten, sein Gnadenrecht 
in einer bestimmten Weise auszuüben. Sie kann 
höchstens die Verpflichtung übernehmen, dem König 
in jedem Fall, in dem die Todesstrafe gegen einen 
Ausgelieferten ausgesprochen worden sein sollte, 
die Umwandlung der Strafe zu empfehlen. Nach 
Mitteilung der belgischen Regierung hat seit mehr 
als 80 Jahren der König jeden zum Tode Verurteil- 
ten begnadigt. 

Zu Artikel 10 (Ersuchen und Unterlagen) 

Da nach belgischem Recht die Auslieferung aus- 
schließlich einen hoheitsrechtlichen Verwaltungsakt 
darstellt, mußte der diplomatische Weg für Aus- 
lieferungsersuchen beibehalten werden. 

In Absatz 2 wird bestimmt, weldie Unterlagen 
einem Auslieferungsersuchen beizufügen sind und 
was diese enthalten müssen. Der Text stimmt mit 
Artikel 12 Abs. 2 des Europäischen Auslieferungs- 
abkommens überein. 

Zu Artikel 11 (Ergänzung der Unterlagen) 

Um die Justizbehörden darauf hinzuweisen, daß 
das Fehlen einer ergänzbaren Auslieferungsunter- 
lage nicht dazu berechtigt, eine Auslieferung für 
unzulässig zu erklären, ist auf deutschen Wunsch 
Artikel 11 eingefügt worden. Seine Fassung ent- 
spricht dem Artikel 13 des Europäischen Ausliefe- 
rungsabkommens. 

Zu Artikel 12 (Spezialitätsgrundsatz) 

Auch dieser Artikel ist fast wörtlich aus dem 
Europäischen Auslieferungsabkommen (Artikel 14) 
übernommen worden. Durch ihn wird die Spcziali- 
tätsbestimmung in Artikel 6 des derzeit gültigen 
deutsch-belgischen Auslieferungsvertrages vom 24. 
Dezember 1874 erheblich umgestaltet. Nach der der- 
zeitigen Fassung kann der Verfolgte auch wegen 
anderer Straftaten, die nicht dem Auslieferungs- 
ersuchen zugrunde lagen, ohne Zustimmung der 
ersuchten Regierung strafrechtlich verfolgt weiden, 
wenn nur diese Straftaten nach dem Vertrag als 
auslieferungsfähig anzusehen sind. In Zukunft soll 
stets die Zustimmung der ersuchten Regierung zur 
weiteren Strafverfolgung eingeholt werden. Von 
wesentlicher Bedeutung ist diese Änderung für die 
Fälle, in denen die gesetzlichen Tatbestände in dem 
Recht der beiden Staaten nicht unerheblich von- 
einander abweichen (z. B, Betrug), 

Der Zustimmung bedarf es nicht, wenn der Aus- 
gelieferte nicht innerhalb von 15 Tagen nach seiner 
endgültigen Freilassung das Gebiet des ersuchen- 
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den Staates verlassen hat, obwohl er dazu die Mög- 
lichkeit hatte. Das Europäische Auslieferungs- 
abkommen sieht zwar eine Schutzfrist von 45 Tagen 
vor; eine so lange Frist erschien aber im Verhältnis 
zwischen den beiden benachbarten Vertragsstaaten 
bei den ausgezeichneten Verkehrsverbindungen 
nicht nötig, zumal weder für die Ausreise noch für 
die Einreise besondere Formalitäten erforderlich 
sind. 

Absatz 2, der dem Absatz 2 des Artikels 14 des 
Europäischen Auslieferungsabkommens entspricht, 
stellt sicher, daß auf jeden Fall Maßnahmen zur 
ünterbrechiing der Verjährung sowie zur Durch- 
führung eines Abwesenheitsverfahrens nicht als 
VertragsveiTetzung angesehen werden. Diese Maß- 
nahmen müssen zulässig sein, um zu verhindern, 
daß ein Ausgelieferter allein durch die Tatsache der 
Auslieferung bessergestellt wird als jeder andere 
Verbrecher. Im übrigen gehören diese Maßnahmen 
zu denjenigen, die ohne Rücksicht auf die Anwesen- 
heit eines Verfolgten hätten vorgenommen werden 
können, die daher nach herrschender internationa- 
ler Ansicht immer vorgenommen werden können, 
ohne die Spezialitätsgrundsätze zu verletzen. Der 
Begriff Abwesenheitsverfahren umfaßt auch die- 
jenigen Verfahren, die notwendig sind, um die Vor- 
aussetzungen für ein Ersuchen um Ausdehnung der 
Auslieferungsbewilligung (Absatz 1 Buchstabe a) zu 
schaffen. 

Wenn bei gleichbleibendem Sachverhalt sich die 
rechtliche V\/ürdigung ändert, kann das Strafver- 
fahren weitergeführt werden, ohne daß es einer 
Zustimmung des ersuchten Staates bedarf. Mit Rück- 
sicht auf das Enumerationsprinzip muß die Straftat 
jedoch audi nach Änderung der rechtlichen Würdi- 
gung zu den auslieferungsfähigen, in Artikel 2 
dieses Vertrages aufgeführten Straftaten gehören. 
Ferner müssen die Bestimmungen in Artikel 3 ff. 
beachtet werden. 

Absatz 3 bezieht sich nur auf die gerichtliche 
Verfolgung und Aburteilung. 

Der Spezialitätsgrundsatz findet keine Anwen- 
dung, wenn ein Verfolgter, der aus Belgien nach 
Deutschland ausgeliefert wird, auf die ihm durch 
das belgische Auslieferungsgesetz gewährten Rechts- 
garantien verzichtet. In diesem Fall können die 
deutschen Strafverfolgungsbehörden den Verfolg- 
ten genauso behandeln, als ob er im Inland fest- 
geiiommen worden wäre. 


Zu Artikel 13 (Weiterlieferimg an einen dritten 
Staat) 

Die Fassung des Artikels 13 schließt sich dem 
Artikel 15 des Europäischen Auslieferungsabkom- 
mens an. Sie läßt die Möglichkeit offen, daß aus- 
nahmsweise ein Verfolgter mit Zustimmung der 
ersuchten Partei auch wegen derselben strafbaren 
Handlung an einen dritten Staat weitergeliefert 
wird, derentwegen er ausgeliefert worden ist. Es 
kann sein, daß aus Zweckmäßigkeitsgründen der 
dritte Staat auch die Strafverfolgung wegen der 
Auslieferungstat übernimmt. 


Zu Artikel 14 (Vorläufige Inhaftnahme) 

Der Wortlaut des Artikels 14 ist aus Artikel 16 
des Europäischen Auslieferungsabkommens über- 
nommen worden. 

Absatz 3 dieses Artikels stellt fest, daß nunmehr 
jeder Ubermittlungsweg, mit Ausnahme eines rein 
mündlichen Gesprächs, für ein Ersuchen um An- 
ordnung der vorläufigen Auslieferungshaft zugelas- 
sen ist. 

Entsprechend der europäischen Regelung darf die 
Dauer der vorläufigen Haft 40 Tage nicht über- 
schreiten. Insoweit wird § 18 Abs. 2 DAG, wonach 
die vorläufige Auslieferungshaft zwei Monate 
dauern kann, im Verhältnis zu Belgien abgeändert. 
Die deutschen Behörden sind verpflichtet, Ver- 
folgte, die zum Zwecke der Auslieferung nach Bel- 
gien vorläufig in Haft genommen sind, spätestens 
am 40. Tage nach dem Tage ihrer Inhaftnahme zu 
entlassen, wenn nicht bis dahin das Auslieferungs- 
ersuchen mit Unterlagen bei der für das Aus- 
lieferungsverfahren zuständigen Justizbehörde ein- 
gegangen ist. 


Zu Artikel 15 (Mehrheit von Auslieferungs- 
ersuchen) 

Als Artikel 15 des deutsch-belgischen Vertrages 
wurde Artikel 17 des Europäischen Auslieferungs- 
abkommens unverändert übernommen. Die dort ge- 
troffene Regelung entspricht dem internationalen 
Brauch. 


Zu Artikel 16 (Uberstellung des Verfolgten) 

Artikel 16 stimmt mit Artikel 18 des Europäischen 
Auslieferungsabkommens überein. 

Bei den Verhandlungen über Absatz 1 waren sich 
beide Vertragspartner darüber einig, daß jede Ent- 
scheidung über ein Auslieferungsersuchen möglichst 
bald zu erfolgen hat (wegen Aufschubs der Uber- 
stellung vgl. Artikel 17). 

Da die Dauer der von dem Verfolgten im Aus- 
land erlittenen Auslieferungshaft auf die später er- 
kannte Strafe angerechnet werden kann, war es er- 
forderlich, daß beide Staaten sich verpflichteten, 
auch die Dauer der Auslieferungshaft mitzuteilen 
(Absatz 3). 

Im Interesse des Verfolgten ist in Absatz 4 dem 
ersuchten Staat das Recht eingeräumt worden, den 
Verfolgten freizulassen, wenn der ersuchende Staat 
ihn nicht innerhalb von 15 Tagen nach dem für die 
Übergabe vereinbarten Zeitpunkt übernommen hat. 
Der Verfolgte muß ohne Rücksicht darauf, wegen 
welcher Straftaten er verfolgt wird, nach Ablauf 
von 30 Tagen entlassen werden. Diese Bestimmung 
schließt jedoch nicht aus, daß der ersuchte Staat den 
Verfolgten weiter in Haft behält, wenn gegen ihn 
von den Justizbehörden des ersuchten Staates ein 
Strafverfahren zur Geltendmachung eines selbstän- 
digen Strafanspruchs durchgeführt wird. 
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Zu Artikel 17 (Aufschub der Uberstellung) 

Der ersuchte Staat kann nach Artikel 16 Abs. 1 
zwar die Entscheidung über das Auslieferungs- 
ersuchen nicht aussetzen, aber den Vollzug der Aus- 
lieferung unter den in Artikel 17 angeführten Vor- 
aussetzungen aufschieben. 

Von deutscher Seite aus war vorgeschlagen wor- 
den, in Absatz 2 die sogenannte vorübergehende 
Auslieferung zu regeln. Hiervon mußte aber Ab- 
stand genommen werden, da eine vorübergehende 
Auslieferung der belgischen Verfassung zuwider- 
laufen würde. 

Zu Artikel 18 (Herausgabe von Gegenständen) 

Diese Bestimmung bezieht sich nur auf die Fälle, 
in denen die Herausgabe im Zusammenhang mit 
einer Auslieferung beantragt wird. Die selbständige 
Herausgabe von Gegenständen wird bei den Be- 
stimmungen über die sonstige Rechtshilfe be- 
handelt. 

Die Verpflichtung zur Herausgabe von Gegen- 
ständen ist gegenüber Artikel 15 des Auslieferungs- 
vertrages vom 24. Dezember 1874 erheblich er- 
weitert worden. Es sollen jetzt, ohne Rücksicht da- 
rauf, wie sie in das Gebiet des ersuchten Staates 
gelangt sind, die Gegenstände herausgegeben wer- 
den, die als Beweisstücke dienen können oder die 
durch die strafbare Handlung erlangt sind. Auch 
wenn sie später aufgefunden werden, fallen sie 
unter die Herausgabeverpflichtung. 

Die Herausgabepflicht in diesem erweiterten Um- 
fang besteht auch, wenn das Auslieferungsverfahren 
nach Bewilligung der Auslieferung infolge Flucht 
oder Tod des Verfolgten nicht mit einer Ausliefe- 
rung endet (Absatz 2). 

Nicht ausdrücklich erwähnt sind die Gegenstände, 
die zu der persönlichen Habe des Verfolgten ge- 
hören und bei einer Auslieferung selbstverständlich 
mitzugeben sind. 

Benötigt der ersuchte Staat die herauszugebenden 
Gegenstände selbst zur Durchführung eines schwe- 
benden Strafverfahrens, so steht es ihm frei, auf Er- 
suchen des anderen Staates diesem diese Gegen- 
stände unter der Bedingung der Rückgabe zu über- 
lassen oder sie erst in dem eigenen Strafverfahren 
zu verwenden und dann herauszugeben (Absatz 3). 

Die Rechte dritter Personen müssen unberührt 
bleiben, schon um den ersuchten Staat vor einer 
Haftung zu schützen. Da aber in der Praxis auch 
Fälle Vorkommen, in denen eine Rückgabe nicht 
sinnvoll ist, so z. B, wenn es sich um gestohlene 
Sachen handelt, bei denen die Eigentumsverhält- 
nisse geklärt sind und die Besitzer im ersuchten 
Staat auf die Rückgabe verzichtet haben, soll der 
ersuchte Staat die Möglichkeit haben, auf die Rück- 
gabe zu verzichten und den ersuchenden Staat von 
der Rückgabeverpflichtung zu entbinden. 

Zu Artikel 19 (Durchlieferung) 

Nach Absatz 1 dieser Bestimmung ist die Durch- 
lieferung hinsichtlich der Zulässigkeitsvoraussetzun- 
gen der Auslieferung gleichgestellt. Diese Regelung 
entspricht dem § 33 DAG. 


Damit ist auch gesagt, daß die Durchlieferung 
eines Staatsangehörigen des Durchgangslandes nicht 
zulässig ist. 

Besondere Schwierigkeiten bereitete die Frage, 
ob bei einer Durchlieferung auf dem Luftwege im 
Nonstop-Flug die gleichen Anforderungen gestellt 
werden müßten wie bei einer sonstigen Durcliliefe- 
rung. Die Regierungen beider vertragschließenden 
Parteien waren sich darüber einig, daß in diesem 
Falle Erleichterungen zuzulassen seien. Von deut- 
scher Seite war allerdings darauf hingewiesen wor- 
den, daß gegen eine Durchlieferung auf dem Luft- 
wege im Nonstop-Flug verfassungsrechtliche Be- 
denken erhoben werden könnten, wenn die Durch- 
lieferung als Auslieferung im Sinne des Artikels 16 
Abs. 2 Satz 1 GG zu werten wäre. Dann würde die 
Bundesregierung verpflichtet sein, in Jedem einzel- 
nen Fall selbst nachzuprüfen, ob die durchzuliefernde 
Person Deutscher im Sinne des Grundgesetzes ist. 
Aber auch wenn die Durchlieferung eigener Staats- 
angehöriger nicht durch Artikel 16 Abs. 2 Satz 1 
GG verboten sein sollte, weil die Durchlieferung 
mit Rücksicht auf die besonderen Macht- und 
Rechtsverhältnisse in ihrem Wesen nicht der Aus- 
lieferung gleichgestellt werden kann, wäre es wenig 
erfreulich, wenn die Bundesrepublik Deutschland 
die Beförderung eines Deutschen über deutsches 
Hoheitsgebiet zur Aburteilung ins Ausland zulas- 
sen würde. Außerdem sei es fraglich, ob nicht auch 
der Durchzuliefernde ein Asylrecht nach Artikel 16 
Abs. 2 Satz 2 GG in Anspruch nehmen könnte, wenn 
er deutsches Hoheitsgebiet erreicht habe. 

Nachdem diese Bedenken eingehend geprüft wor- 
den waren, hat die Bundesregierung dem Wunsch 
der belgischen Regierung, für den Nonstop-Flug 
eine die Durchlieferung erleichternde Bestimmung 
vorzusehen, stattgegeben, zumal eine entsprechende 
Bestimmung bereits im Artikel 20 des in der Be- 
gründung zu Artikel 4 erwähnten deutsch-französi- 
schen Auslieferungsvertrages vom 29. November 
1951 enthalten ist. 

Die Bedenken hinsichtlich der Staatsangehörig- 
keit können zurückgestellt werden, da der er- 
suchende Staat die Zusicherung abgeben muß, daß 
keine Gründe vorliegen, die zu einer Verweigerung 
der Durchlieferung berechtigen könnten. Zudem er- 
scheint es doch sehr fraglich, ob die Durchliefe- 
rung einer Auslieferung im Sinne des Artikels 16 
Abs. 2 Satz 1 GG gleichgestellt werden kann; denn 
ebenso wie bei einer vorübergehenden Ausliefe- 
rung (siehe hierzu BGHSt Bd. 5 S. 396) fehlt es bei 
einer Durchlieferung an der unbeschränkten Ver- 
fügungsgewalt des durchliefernden Staates über 
den Verfolgten. Ebenso können aus Artikel 16 Abs. 2 
Satz 2 GG keine Bedenken gegen die Regelung der 
Durchlieferung im Nonstop-Flug hergeleitet werden, 
weil der Verfolgte nicht schon durch Uberfliegen 
deutschen Hoheitsgebietes ein Recht auf politisches 
Asyl erlangt. 

Um auch die letzten Bedenken hinsichtlich der 
Staatsangehörigkeit auszuräumen, ist von belgi- 
scher Seite anläßlich der Vertragsverhandlungen 
erklärt worden, daß in den Fällen, in denen Zweifel 
an der Staatsangehörigkeit eines Verfolgten be- 
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stehen oder auch nur entfernt die Möglichkeit ge- | 
geben erscheint, daß es sich um einen Deutschen 
handelt, eine Durchlieferung durch Deutschland nicht 
verlangt werden wird. In diesem Zusammenhang 
darf bemerkt werden, daß für den Transport von 
auszuliefernden Personen auf weiteren Strecken 
immer mehr der Luftweg bevorzugt wird, somit für 
die erleichterte Möglichkeit von Durchlieferungen 
im Nonstop-Flug ein erhebliches praktisches Be- 
dürfnis besteht. 

Flugtransporte eines Verfolgten mit Zwischen- 
landungen stehen den Durchlieferiingen mittels 
Bahn oder Kraftwagen gleich. 

Zu Artikel 20 (Sprache) 

Die beiden vertragschließenden Parteien sind sich 
darüber einig, daß die Ersuchen in der Sprache des 
ersuchenden Staates verfaßt sein können und Über- 
setzungen nicht nötig sind. Die ersuchende Partei 
kann jedoch, wenn sie es aus besonderen Gründen 
für notwendig hält, eine Übersetzung in die Sprache 
des ersuchten Staates beifügen. 

Teil II dieses Vertrages enthält eine dem Ar- 
tikel 20 entsprechende Vorschrift (vgl. Artikel 35), 
da der Vertrag in zwei selbständige Teile gegliedert 
worden ist — 

einmal: Auslieferungsvertrag, 
zum anderen: sonstiger Rechtshilfevertrag — , 
die je nach dem Inkrafttreten der europäischen Ver- 
träge einzeln außer Kraft gesetzt werden können. 

Zu Artikel 2 1 (Kosten) 

Für Artikel 21 wurden die Absätze 1 und 2 des 
Artikels 24 des Europäischen Auslieferungsabkom- 
mens unverändert übernommen. Von der belgischen 
Regierung wurde bei den Verhandlungen zu- 
gesichert, daß Kosten, die durch einen Transport 
eines Verfolgten aus Belgisch-Kongo nach dem 
Mutterland zwecks Auslieferung nach Deutschland 
entstehen, von der belgischen Regierung getragen 
würden, da Belgisch-Kongo zum Mutterland gehöre. 
Dieses Zugeständnis bezieht sich allerdings nicht 
auf die Kosten eines Lufttransports des Verfolgten 
von Belgisch-Kongo nach Deutschland. Ergänzend 
muß bemerkt werden, daß nach Artikel 37 des Ver- 
trages sich dieser zur Zeit nicht auf Belgisch-Kongo 
erstreckt. 

Teil II dieses Vertrages enthält eine dem Ar- 
tikel 21 entsprechende Vorschrift (vgl. Artikel 36). 
Auf die Ausführungen zu Artikel 20 am Ende sei 
verwiesen. 

Teil II 

Sonstige Rechtshilfe 

Der Teil II des Vertrages regelt völlig selbstän- 
dig die sonstige Rechtshilfe in Strafsachen. Die all- 
gemeinen Vorschriften über den Geltungsbereich 
und das Inkrafttreten des Vertrages sowie sonstige 
Schlußbestimmungen sind in einem Teil III unter- 
gebracht worden. 

Dem Teil 11 sind, soweit es möglich erschien, die 
Grundsätze des ersten Entwurfs eines Europäischen 
Abkommens über Rechtshilfe in Strafsachen zu- 
grunde gelegt worden. 


Zu Artikel 22 (Verpflichtung zur Rechtshilfe) 

Beide Regierungen sind bei Abschluß des Ver- 
trages davon ausgegangen, daß es im kriminal- 
politischen Interesse unbedingt erforderlich ist, sich 
gegenseitig im weitesten Umfange Rechtshilfe in 
Strafsachen zu leisten. 

Zu den Strafsachen im Sinne dieser und der nach- 
folgenden Bestimmungen gehören alle Angelegen- 
heiten, die sich mit irgendeiner Straftat befassen 
und von Justizbehörden, im Vorverfahren auch von 
Polizei- und Zollfahndungsstellen, zum Zwecke der 
Strafverfolgung bearbeitet werden. 

Im Zusatzprotokoll ist ausdrücklich hervorgeho- 
ben worden, daß auch fiskalische Strafsachen von 
dem Teil II des Vertrages erfaßt werden. 

Auch Wiederaufnahme- und Gnadensachen sind 
als Strafsachen im Sinne dieser Bestimmung anzu- 
sehen. Ebenfalls fallen Rechtshilfeersuchen in Ent- 
schädigungsverfahren wegen unschuldig erlittener 
Flaft unter den Vertrag. 

Die Rechtshilfeverpflichtung erstreckt sich nun- 
mehr nicht nur — wie nach den derzeit geltenden 
Bestimmungen — auf Verbrechen, Vergehen und 
Verkehrsübertretungen, sondern auf alle Straf- 
sachen und — wie aus dem Zusatzprotokoll ersicht- 
lich ist — auch auf die Verfahren wegen Handlun- 
gen, die nur mit einer Geldbuße geahndet werden 
und bei Justizbehörden anhängig sind, d. h. auf 
Handlungen, die nach belgischem Recht als Über- 
tretungen, nach deutschem Recht als Ordnungs- 
widrigkeiten geahndet werden. Die Ausdehnung 
der Rechtshilfeverpflichtung auf Übertretungen und 
Ordnungswidrigkeiten wird nach Ansicht der beiden 
Regierungen nicht zu einer übermäßigen Belastung 
der nationalen Gerichte führen. Wirkliche Bagatell- 
sachen werden selten Anlaß zu einem Rechtshilfe- 
ersuchen geben. Bei den Übertretungen, derent- 
wegen um Rechtshilfe ersucht wird, handelt es sich 
zumeist um Verkohrsübertrotungen, unbefugte Ar- 
beitsaufnahme, Nichtbeachtung von Zulassungsbe- 
stimmungen im Güterfernverkehr, Landstreicherei 
und ähnliches, also um Fälle, an deren Ahndung 
► auch die Behörden des ersuchten Staates interessiert 
sein dürften. 

Die Verpflichtung zur Leistung von Rechtshilfe 
erstreckt sich auf Amtshandlungen aller Art, die 
zur oder bei der Erledigung einer Strafsache in Be- 
tracht kommen können. Von einer Aufzählung der 
möglichen Rechtshilfeverfahren ist auf belgischen 
Wunsch abgesehen worden, da eine alle Möglich- 
keiten umfassende Aufzählung nicht gewährleistet 
werden kann. 

Auf die Rechtshilfeverpflichtung ist es ohne Ein- 
fluß, wo sich der Verfolgte aufhält und welche 
Staatsangehörigkeit er besitzt. Die Tatsache, daß 
es sich bei dem Beschuldigten um einen z. B. in 
Deutschland wohnhaften Deutschen handelt, berech- 
tigt allein nicht mehr zu einer Verweigerung der 
erbetenen Rechtshilfe. Es ist hierbei zu bedenken, 
daß die Rechtshilfe auch im Interesse des eigenen 
Staatsangehörigen liegt, dem Gelegenheit gegeben 
wird, sich zu einer Beschuldigung zu äußern und 
die ihm erforderlich erscheinenden Verteidigungs- 
maßnahmen zu treffen. 
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Auf belgischen Vorschlag ist von dem Erforder- 
nis der beiderseitigen Strafbarkeit im kleinen 
Rechtshilfeverkehr abgesehen worden. Zwar be- 
standen zunächst einmal dagegen Bedenken, daß 
die ersuchte Behörde möglicherweise Rechtshilfe 
leisten müßte für eine Handlung, die nach dem in 
ihrem Gebiet geltenden Recht nicht strafwürdig ist. 
Demgegenüber ist aber darauf hinzuweisen, daß es 
— zumal nach Einbeziehung der Übertretungen — 
oft recht umständlich und zeitraubend sein kann, 
festzustellen, ob die dem Rechtshilfeersuchen zu- 
grunde liegende Tat im Gebiet des ersuchten Staa- 
tes strafbar ist. Solche Schwierigkeiten sind in der 
vergangenen Zeit bei der Erledigung von Rechts- 
hilfeersuchen wegen Verkehrsübertretungen wie- 
derholt aufgetreten, z. B. wenn diese gegen eine 
örtlich beschränkte Polizeivorschrift verstießen. In 
diesem Zusammenhang tauchte nach der bestehen- 
den Rechtslage u. a. das Problem auf, ob von einer 
beiderseitigen Strafbarkeit auch dann gesprochen 
werden kann, wenn die dem Rechtshilfeersuchen 
zugrunde liegende Zuwiderhandlung nur in einem 
Teil Deutschlands strafbar ist, so z. B. in einem bel- 
gischen Verfahren wegen Konkubinats. Für die Bun- 
desregierung, die den belgischen Vorschlag auf 
Verzicht der beiderseitigen Strafbarkeit aniiahm, 
war hierfür vor allem der Gesichtspunkt maßgebend, 
daß der Beschuldigte, der in Belgien strafrechtlich 
verfolgt wird, keine Nachricht hiervon erhalten 
würde, wenn die deutschen Behörden eine Mitwir- 
kung in Gestalt der Rechtshilfe, insbesondere durch 
Zustellung von Ladungen oder durch Vernehmun- 
gen, ablehnen würden. Ohne die Möglichkeit, sich 
zu verteidigen, würde der Beschuldigte auf Grund 
der belgischen strafprozessualen Vorschriften in 
Abwesenheit verurteilt werden. Aber auch von dem 
Urteil würde er keine Kenntnis erhalten, wenn 
deutscherseits die Zustellung des Urteils abgelehnt 
würde. Dies könnte zu der unerfreulichen Folge 
führen, daß der verurteilte Deutsche möglicherweise 
bei einer erneuten Einreise nach Belgien unver- 
mutet zur Vollstreckung der gegen ihn in Abwesen- 
heit erkannten Strafe festgenommen würde. An- 
dererseits haben die deutschen Behörden auch die 
Möglichkeit, in Verfahren wegen Straftaten, die in 
Belgien nicht strafbar sind, so vor allem in Ver- 
fahren wegen Betrugs, begangen durch eine ein- 
fache Lüge, oder in Verfahren wegen Vergehen 
nach § 175 StGB Rechtshilfe zu erhalten. 

In dem Zusatzprotokoll ist erwähnt, daß die Vor- 
schriften des Teils II dieses Vertrages auch Anwen- 
dung finden, wenn die erbetene Rechtshilfe sich 
auf einen in ein Strafverfahren einbezogenen zivil- 
rechtlich Verantwortlichen bezieht. Es handelt sich 
hier um die sogenannten Adhäsionsverfahren nach 
belgischem Recht, in denen vor allem die Kraft- 
fahrzeughalter, die für ihren Fahrzeugführer zivil- 
rechtlich verantwortlich sind, verfolgt werden. So- 
weit es sich nur um den Schadensersatz handelt, 
der in einem belgischen Adhäsionsverfahren von 
dem zivilrechtlich Verantwortlichen gefordert wird, 
bestehen von vornherein keine Bedenken, da die 
deutschen Behörden gegenüber den belgischen Be- 
hörden zur Leistung von Rechtshilfe in Zivilsachen 
verpflichtet sind. Hierbei kann außer acht bleiben. 


daß es sich bei einer Verurteilung des zivilrechtlich 
Verantwortlichen nach belgischem Recht nicht um 
die Verurteilung zum Schadensersatz handelt, son- 
dern um die Verurteilung zu einer Geldbuße, die 
an Stelle des bürgerlich-rechtlichen Schadenersatz- 
anspruches tritt. Bedenken könnten nur insoweit 
vorgebracht werden, als der zivilrechtlich Verant- 
wortliche auch für die gegen den Angeklagten er- 
kannte Geldstrafe haftet. Da aber eine Trennung 
zwischen zulässiger und unzulässiger Rechtshilfe 
in einem einheitlichen, den zivilrechtlich Verant- 
wortlichen miterfassenden Rechtshilfeakt technisch 
kaum durchführbar ist, hat die Bundesregierung die 
Bedenken gegen die Zulässigkeit der Rechtshilfe in 
derartigen Fällen zurückgestellt. Hierbei ist berück- 
sichtigt worden, daß die Haftung eines Dritten für 
eine Geldstrafe dem deutschen Recht nicht völlig 
fremd ist (vgl. Artikel 69 des Bayerischen Forst- 
gesetzes vom 28. März 1852 in der Fassung vom 
4. Juli 1896). 

Die Verpflichtung zur Rechtshilfe besteht auch, 
wenn wegen derselben Tat im ersuchten Staat ein 
Verfahren anhängig war oder ist. Die ersuchte Be- 
hörde wird allerdings bei Übersendung der Erledi- 
gungsstücke der ersuchenden Behörde hiervon 
Kenntnis zu geben haben. 

Um Mißverständnissen vorzubeugen, ist Rechts- 
hilfe durch Vollstreckung eines Straferkenntnisses 
in Absatz 2 des Artikels 22 ausdrücklich ausge- 
schlossen worden. 

Ebenfalls findet der vorliegende Vertrag keine 
Anwendung auf rein militärische Straftaten. Die 
Regierungen beider Staaten sind der Ansicht, daß 
die Rechtshilfe in militärischen Strafsachen im Zu- 
sammenhang mit einem Bündnisvertrag, zumindest 
losgelöst von den allgemeinen Rechtshilfeverein- 
barungen, zu regeln ist. 

Die Rechtshilfeverpflichtung erstreckt sich aber 
auch auf fiskalische Strafsachen, soweit diese bei 
den Justizbehörden anhängig sind. Rechtshilfe auf 
Ersuchen von Finanzdienststellen einschließlich der 
Zollbehörden ist besonderen Regelungen Vorbehal- 
ten. Sie konnte in diesem Vertrag nicht behandelt 
werden, weil nach derzeitigem belgischen Recht die 
belgischen Finanzbeamten nicht zur Entgegennahme 
von Rechtshilfeersuchen deutscher Behörden berech- 
tigt sind. 

Zu Artikel 23 (Verweigerungsgründe) 

Im Interesse einer erfolgreichen Zusammenarbeit 
auf strafrechtlichem Gebiet soll nach Artikel 23 die 
Rechtshilfe nur aus zwei Gründen verweigert wer- 
den können: einmal, wenn es sich bei der dem 
Ersuchen zugrunde liegenden Tat um eine politische 
oder mit einer soldien zusammenhängenden Straf- 
tat handelt, zum andern, wenn durch die Leistung 
der Rechtshilfe wesentliche Interessen des ersuchten 
Staates beeinträchtigt würden. 

Beide Regierungen sind übereinstimmend der 
Auffassung, daß in denjenigen Fällen, in denen der 
ersudrte Staat selbst Schaden durch eine Rechtshilfc- 
leistiing erleiden könnte, diesem nicht zugemutet 
werden kann, einem solchen Rechtshilfeersuchen 
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stattzugeben. Andere Gründe berechtigen nicht zu 
einer Ablehnung der Rechtshilfe. Die Fragen der 
Amnestie, der Verjährung, des Strafantrages und 
der Rechtskraft spielen also im sogenannten kleinen 
Rechtshilfeverkehr keine Rolle. Der Verzicht auf die 
beiderseitige Verfolgbarkeit ergab sich im übrigen 
zwangsläufig, nachdem auf die beiderseitige Straf- 
barkeit verzichtet worden war. 

Für die Verweigerung der Rechtshilfe wird neben 
der Generalklausel in Absatz 1 Buchstabe b die 
Rechtshilfe in politischen Strafsachen besonders er- 
wähnt, weil in politischen Strafverfahren jeder 
Staat die Möglichkeit haben muß, nicht nur dann 
eine Rechtshilfe zu verweigern, wenn eigene staat- 
liche Interessen politischen Charakters unmittelbar 
berührt werden, sondern auch wenn durdi die poli- 
tische Straftat und die zu ihrer Strafverfolgung be- 
nötigte Rechtshilfe außenpolitische Belange in Mit- 
leidenschaft gezogen werden können. 

Die in Artikel 23 Abs. 1 Buchstabe b aufgeführte 
Generalklausel stellt einen Kompromiß dar zwischen 
der Ordre-PubliC-Klaiisel der romanischen Staaten 
und der neuerdings von der Bundesregierung bevor- 
zugten Interessenklausel. Von deutscher Seite aus 
sind gegen die Übernahme der Ordre-Public-Klaiisel 
Bedenken vorgebracht worden, weil der Begriff „ordre 
public" in allen Staaten und selbst innerhalb eines 
Staates verschieden aiisgelegt wird. Demgegenüber 
ist von belgischer Seite eingewandt worden, daß 
auch der Begriff „wesentliche Interessen" nicht ein- 
deutig abzugrenzen sei. Aus diesem Grunde v/urden 
beide Klauseln in ihrem Wortlaut zusammengefaßt, 
so daß die nunmehr vorliegende Bestimmmung 
einen Anhaltspunkt gibt, was unter „wesentliche 
Interessen" oder „ordre public" des ersuchten 
Staates zu verstehen ist. 

Obwohl § 41 DAG auch auf dem Gebiet der 
sonstigen Rechtshilfe das Prinzip der Gegenseitig- 
keit gewahrt wissen will, haben beide Regierungen 
es für richtiger gehalten, in den aufgeführten Fällen 
die Leistung von Rechtshilfe nicht endgültig auszu- 
schließen. Sie sind vielmehr der Ansicht gewesen, 
daß es in dem einen oder anderen Fall erforderlich 
werden könnte, die Rechtshilfe zu leisten, wenn die 
politischen Erwägungen hinter den kriminalpoliti- 
schen Forderungen zurücktreten müssen. Was die 
Rechtshilfe in politischen Strafsachen betrifft, kommt 
hinzu, daß die Leistung von Rechtshilfe in solchen 
Fällen auch dem Schutz des ersuchten Staates dienen 
kann (z. B. wenn ein gemeinsamer politischer Geg- 
ner verfolgt werden soll). 

Unter „wesentliche Interessen" der ersuchten Par- 
tei im Sinne von Artikel 23 Abs. 1 Buchstabe b 
fallen nur die unmittelbar staatlichen Interessen, in 
der Bundesrepublik Deutschland die Interessen des 
Bundes und die Interessen der Länder. Eine Gefähr- 
dung wesentlicher Interessen liegt in der Regel erst 
vor, wenn die öffentliche (politische oder wirtschaft- 
liche) Ordnung des ersuchten Staates durch die er- 
betene Rechtshilfeleistung gefährdet wird. Hiernach 
dürfte die Ablehnung einer Rechtshilfe unter Bezug- 
nahme auf Artikel 23 Abs. 1 Buchstabe b nur in den 
seltensten Fällen in Betracht kommen. 


Der letzte Llalbsatz „wenn sie mit dem Recht 
dieser Partei nicht vereinbar ist", ist auf Wunsch 
der belgischen Regierung übernommen worden und 
soll in gewissem Sinne den Begriff des „ordre 
public" wiedergeben. Durch die Einfügung dieses 
Halbsatzes ist sichergestellt, daß audi dann Rechts- 
hilfe abgelehnt werden kann, wenn z. B. durch die 
Leistung der Rechtshilfe dem ersuchenden Staat 
Einblick in die betrieblichen Verhältnisse eines 
großen Unternehmens gewährt würde und dadurch 
dessen Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigt werden 
könnte. 

Um die ersuchte Stelle zu veranlassen, sorgfältig 
zwischen den kriminalpolitischen und den staats- 
politischen Forderungen abzuwägen, haben beide 
Regierungen vereinbart, daß auch in den Fällen 
des Artikels 23 Abs. 1 jede Verweigerung der Rechts- 
hilfe begründet werden muß. 

Zu Artikel 24 (Ausführung von Rechtshilfe- 
ersuchen) 

Die Bestimmungen sind auf belgischen Wunsch 
in den Vertrag eingearbeitet worden. Zunächst soll 
klargestellt werden, daß die Rechtshilfe in der Form 
geleistet wird, wie sie in den Rechtsvorschriften des 
ersuchten Staates vorgesehen ist. Es ist also nicht 
möglich, im Verhältnis zwischen Deutschland und 
Belgien von den belgischen Behörden z. B. eine be- 
sondere Form bei der Abnahme von Eiden zu ver- 
langen. Wenn auch die Förmlichkeiten, die bei der 
Vernehmung eines Zeugen zu beachten sind, nicht 
den Vorschriften des ersuchenden Staates ent- 
sprechen, so beeinträchtigt dieses, wie allgemein in 
der Rechtsprechung und der Literatur anerkannt 
worden ist, die Verwertbarkeit der Vernehmungs- 
protokolle nicht. 

Durch Absatz 2 wird klargestellt, daß der ersuchte 
Staat nicht verpflichtet ist, die Originale der Ver- 
nehmungsprotokolle oder sonstiger Urkunden zu 
übersenden. Erachtet der ersudiende Staat jedoch 
es für notwendig, in den Besitz der Originale zu 
gelangen, dann muß er ausdrücklich ein entsprechen- 
des Ersuchen stellen. Diesem Ersuchen ist in aller 
Regel stattzugeben. Nur wenn in besonderen Aus- 
nahmefällen Bedenken gegen die Übersendung von 
Originalen bestehen, z. B. bei Gefahr des Verlustes 
unersetzlicher wichtiger Urkunden, kann das Er- 
suchen abgelehnt werden. 

Zu Artikel 25 (Durchsuchung und Beschlagnahme) 

Die Behandlung der Durchsuchung und Beschlag- 
nahme als Rechtshilfehandlungen bedurfte einer be- 
sonderen Regelung, da nach belgischem Recht solche 
Ersuchen nur ausgeführt werden können, wenn die 
Handlung, die dem Ersuchen zugrunde liegt, zu 
den auslieferungsfähigen Straftaten gehört. Offen- 
bar wollte sich der belgische Gesetzgeber dagegen 
schützen, daß in Bagatellsachen so schwerwiegende 
Maßnahmen wie Durchsuchungen und Beschlagnah- 
men vorgenommen werden. Die belgische Auffas- 
sung deckt sich mit der im § 34 Abs. 2 DAG zum 
Ausdruck gebrachten deutschen Auffassung, daß 
eine Herausgabe von Gegenständen nur dann zu- 
lässig ist, wenn in dem Strafverfahren, für das die 
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Herausgabe geschehen soll, eine Auslieferung zu- 
lässig sein würde. Welche Straftaten auslieferungs- 
fähig sind, ergibt sich aus Artikel 2 des Vertrages. 

Die Gegenstände, die nach der Beschlagnahme an 
den ersuchenden Staat übergeben werden, brauchen 
nur dann zurückgesandt zu werden, wenn bei Über- 
gabe der Gegenstände die Bedingung der Rücksen- 
dung gestellt worden ist. Der ersuchte Staat wird 
die Rückgabe nur dann verlangen, wenn dritte Per- 
sonen, die in seinem Staatsgebiet ansässig sind, an 
den herauszugebenden Gegenständen Rechte gel- 
tend machen, da die Rechte Dritter durch eine Her- 
ausgabe von Gegenständen im Rechtshilfewege nie- 
mals beeinträchtigt werden dürfen. 

Nach § 35 Abs. 2 DAG ist die Herausgabe eines 
Gegenstandes außerhalb eines Auslieferungsver- 
fahrens nur zulässig, wenn dem Ersuchen ein Be- 
schlagnahmebeschluß der zuständigen Behörde des 
ersuchenden Staates beiliegt. Das belgische Recht 
kennt aber einen gesonderten Beschlagnahmebe- 
schluß nicht. Um der belgischen Rechtslage Rech- 
nung zu tragen, wird in Artikel 25 Abs. 2 des Ver- 
trages besonders betont, daß ein belgisches Be- 
schlagnahme- oder Durchsuchungsersuchen einem 
gerichtlichen Beschluß gleichsteht, wenn das Er- 
suchen von einem Richter ausgeht. Die belgische 
Staatsanwaltschaft und Polizei können also ein Er- 
suchen um Beschlagnahme oder Durchsuchung nicht 
stellen. 

Zu Artikel 26 (Benachrichtigung über die Aus- 
führung) 

Die Bestimmung begründet die Verpflichtung, der 
ersuchenden Behörde auf ausdrücklichen Wunsch 
Ort und Zeit der Ausführung eines Rechtshilfe- 
ersuchens mitzuteilen, damit Prozeßbeteiligte ihr 
Recht bei Ausführung des Ersuchens wahrnehmen 
können, wenn die Gesetze des ersuchten Staates 
dem nicht entgegenstehen. Wird die Benachrichti- 
gung nicht ausdrücklich verlangt, so erhalten die 
beteiligten Behörden und Personen keine Termins- 
nachricht. 

Zu Artikel 27 (Zustellung) 

Die Rechtshilfe durch Zustellung hat in dem Ver- 
trag eine eigene Regelung erfahren, weil ein Er- 
sudien um Zustellung nach belgischem Recht an sich 
keine Rechtshilfe ist. Eigentliche Rechtshilfeersuchen 
sind in Belgien allein die commissions rogatoires, 
die von einem Richter ausgehen. Die Zustellung 
erfolgt in Belgien nicht als amtliche, sondern als 
Parteimaßnahme des Staates. Nur im zwischenstaat- 
lichen Verkehr wird die Zustellung als Rechtshilfe 
behandelt. Belgische Ersuchen um Zustellung gehen 
im Aufträge der Staatsanwaltschaft von dem Ge- 
richtsvollzieher aus. 

Zugestellt werden alle, in einem Strafverfahren 
anfallenden Urkunden, also auch Strafbefehle und 
Urteile. Die Zustellung erfolgt grundsätzlich durch 
einfache Übergabe an den Empfänger. Wenn eine 
besondere Förmlichkeit bei der Zustellung beachtet 
werden soll, muß dieses ausdrücklich verlangt wer- 
den. Die Ladungsurkunden, die an einen Zeugen 


oder Sachverständigen zugestellt werden sollen, 
dürfen grundsätzlich keine Zwangsandrohungen ent- 
halten. Im Interesse einer reibungslosen Abwicklung 
des Rechtshilfeverkehrs sollen aber Ladungen, die 
eine Zwangsandrohung enthalten, nicht zurückge- 
schickt werden. Die ersuchte Behörde hat jedoch das 
Recht, den Empfänger auf die ünwirksamkeit der 
Zwangsandrohung hinzuweisen. Von einer Bestim- 
mung, daß eine etwaige Zwangsandrohung auch in 
dem ersuchenden Staat keine Rechtswirkung haben 
darf, wurde abgesehen, da es untunlich erschien, in 
einem zweiseitigen Vertrag die ünwirksamkeit 
einer Maßnahme des ersuchenden Staates für dessen 
eigenes Gebiet festzustellen. 


Zu Artikel 28 (Ladung von Zeugen oder Sach- 
verständigen) 

Eine Ladung durch die Behörden des ersuchten 
Staates kennt das belgische Recht nicht; denn in 
Belgien kann niemand durch behördliche Maßnah- 
men gezwungen werden, vor einem ausländischen 
Gericht zu erscheinen. Er kann aber aufgefordert 
werden, einer ausländischen Ladung nachzukommen, 
wenn dies besonders gewünscht und ein unmittel- 
barer Zwang auf den Zeugen oder Sachverständigen 
nicht ausgeübt wird. Dementsprechend ist in Ab- 
satz 1 des Artikels 28 eine Verpflichtung für die er- 
suchte Behörde aufgenommen worden, daß sie auf 
ausdrückliches Ersuchen der Behörden des anderen 
Staates den Zeugen oder Sachverständigen aiif- 
fordern, der Ladung Folge zu leisten. Da auch die 
Antwort des Zeugen oder Sachverständigen der er- 
suchenden Behörde mitzuteilen ist, erfährt diese auf 
diesem Wege, ob sie mit einem Erscheinen des 
Zeugen oder Sachverständigen zu dem angegebenen 
Termin rechnen kann. 

üm spätere Meinungsverschiedenheiten bei der 
Erstattung von Reisekosten und Tagegeldern sowie 
insbesondere bei der Zurückzahlung von Kosten- 
Vorschüssen zu vermeiden, ist in Artikel 28 Abs, 2 
die Erstattung von Reisekosten und Tagegeldern ge- 
regelt worden. Die Behörden des ersuchten Staates 
können dem Zeugen oder Sachverständigen Kosten- 
vorschüsse gewähren, die von dem ersuchenden 
Staat, also nicht von dem Zeugen oder Sachver- 
ständigen selbst, zurückerstattet werden. 


Zu Artikel 29 (Freies Geleit) 

Es entspricht internationalem Brauch, Zeugen und 
Sachverständigen, die auf Vorladung vor einer 
Justizbehörde des anderen Staates erscheinen, freies 
Geleit zuzusichern (vgl. § 43 DAG). Dieses erstreckt 
sich aber nur auf Handlungen, die vor der Einreise 
begangen sind. Gesetzeszuwiderhandlungen, die der 
Zeuge nach seiner Einreise begeht, so z. B. auch Un- 
gebühr vor Gericht, können im anderen Staat ver- 
folgt und etwa erkannte Strafen vollstreckt werden. 
Der Schutz des freien Geleits endet, wenn der Zeuge 
oder Sachverständige länger als acht Tage nach 
seiner Entlassung als Zeuge oder Sachverständiger 
im anderen Staat bleibt, ohne an der Ausreise ge- 
hindert zu sein. 
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Zu Artikel 30 (Auskunft aus dem Strafregister) 

Soweit die Auskunft zur Förderung eines an- 
hängigen Strafverfahrens benötigt wird, steht das 
Auskunftsersuchen einem gewöhnlichen Rechtshilfe- 
ersuchen gleich. In diesen Fällen haben die ersuch- 
ten Behörden die Auskunft im gleichen Umfang zu 
erteilen, als wenn das Ersuchen von einer Strafver- 
folgimgsbehörde des eigenen Landes gestellt wor- 
den wäre. 

Die Regelung der Auskünfte aus dem Strafregister 
für nichtstrafrechtliche Zwecke geht an sich über den 
Umfang einer strafrechtlichen Rechtshilfe hinaus. 
Dennoch einigten sich beide Regierungen dahin, 
auch die Ersuchen von Zivilgerichten und Verwal- 
tungsbehörden um Auskünfte aus dem Strafregister 
in dem Rechtshilfevertrag zu behandeln. Einmal ent- 
spricht dies einer alten Übung aus den letzten Jahr- 
zehnten, zum anderen erschien es unzv^eckmäßig, 
allein wegen einer Bestimmung, die als Absatz eines 
Artikels in den Vertrag aufgenommen werden kann, 
eine gesonderte Vereinbarung abzuschließen. 

An sich ist es selbstverständlich, daß Rcchtshilfe- 
ersuchen begründet werden, schon um der ersuchten 
Stelle die Möglichkeit zu geben, nachzuprüfen, ob 
Vei weigerungsgründe nach Artikel 23 vorliegen. 
Wenn in Artikel 30 Abs. 2 ausdrücklich die Begrün- 
dung von Ersuchen eines Zivilgerichts oder einer 
Verwaltungsbehörde gefordert wird, so geschieht 
dies deswegen, um die ersuchende Stelle besonders 
darauf aufmerksam zu machen und um damit schon 
zum Ausdruck zu bringen, daß Auskünfte aus dem 
Strafregister für nichtstrafrechtliche Zwecke nur 
gefordert werden sollen, wenn wirkliche Gründe 
vorliegen. Wer über diese Ersuchen zu entscheiden 
hat, ist im Vertrag nicht geregelt. Maßgebend ist 
in der Bundesrepublik Deutschland § 37 Straf- 
registerverordnung vom 8. März 1926 in der Fassung 
vom 17. Februar 1934 (RGBl. I S. 140) nach Inkraft- 
treten des neuen Strafregistergesetzes die entspre- 
chende Bestimmung. 

Den Ersuchen soll, soweit wie möglich, stattge- 
geben werden. Mit dem Hinweis auf die inner- 
staatlichen Rechts- oder Verwaltimgsvorschriften 
des ersuchten Staates ist bereits auf die Reform des 
Strafregisterrechts Rücksicht genommen worden. 

Absatz 2 Satz 2 enthält eine Ausnahme von dem 
Grundsatz der Gegenseitigkeit, da letzten Endes 
der ersuchte Staat nach seinem innerstaatlichen 
Recht bestimmen kann, in welchem Umfange Aus- 
künfte aus dem Strafregister an ausländische Zivil- 
gerichte oder Verwaltungsbehörden zu erteilen sind. 
Diese Ausnahme ist jedoch vertretbar und zweck- 
mäßig. Zunächst gehört die Erteilung von Auskünf- 
ten aus dem Strafregister zu nichtstrafrechtlichen 
Zwecken, wie oben erwähnt, nicht zu den Rechts- 
hilf ehandlungen im Sinne des § 41 DAG, so daß 
diese Bestimmung, in der die Gegenseitigkeit ge- 
fordert wird, keine Anwendung findet. Im übrigen 
steht es jederzeit der Bundesrepublik Deutschland 
frei, durch Erlaß innerstaatlicher Vorschriften die Er- 
teilung von Auskünften aus dem Strafregister für 
nichtstrafrechtliche Zwecke einzuschränken, wenn 


festgestcllt wird, daß Belgien andererseits nur in 
Ausnahmefällen oder überhaupt nicht Auskünfte 
erteilt. 

Die belgische Regierung hatte vorgeschlagen, Er- 
suchen eines Zivilgerichts dem Ersuchen eines Straf- 
gerichts gleichzustellen. Von einer entsprechenden 
Bestimmung im Vertrage ist jedoch abgesehen wor- 
den, weil immer die Gefahr besteht, daß ein Zivil- 
gericht durch eine Prozeßpartei mißbräuchlich ein- 
geschaltet wird und auf diese Weise eine Privat- 
person zu Unrecht Kenntnis von Vorstrafen eines 
persönlichen Gegners erhält. 

Zu Artikel 31 (Inhalt der Rechtshilfeersuchen) 

Die Bestimmung geht auf einen belgischen Vor- 
schlag zurück. Die Aufteilung in die beiden Ab- 
sätze entspricht dem belgischen Recht. Rechtshilfe- 
ersuchen sind nach belgischer Auffassung nur die 
in Artikel 24 und 25 dieses Vertrages erwähnten 
Ersuchen, nicht dagegen die Ersuchen nach Absatz 2. 
Die Rechtshilfeersuchen nach Artikel 24 und 25, die 
sogenannten commissions rogatoires, haben stets 
eine Sachdarstellung zu enthalten. Für Ersuchen an- 
derer Art bedarf es nur eines Hinweises auf die 
dem Ersuchen zugrunde liegende Tat. Die belgische 
Regierung hatte zunächst den Standpunkt vertreten, 
daß es bei Ersuchen um Zustellungen einer Angabe 
des Sachverhalts, der dem Verfahren zugrunde liegt, 
für das die Zustellung erfolge, überhaupt nicht be- 
dürfe. Ausgehend von dieser grundsätzlichen bel- 
gischen Anschauung einigten sich beide Regierun- 
gen auf die vorliegende Fassung des Absatzes 2 
und die in ihm aufgeführten Mindestanforderungen. 

Zu Artikel 32 (Geschäftsweg für Rechtshilfe- 
ersuchen) 

Eines der wichtigsten Ziele des neuen deutsch- 
belgischen Auslieferungs- und Rechtshilfevertrages 
ist die Abkürzung des Geschäftsweges im kleinen 
Rechtshilfeverkehr. Dadurch soll sowohl eine Ent- 
lastung der obersten Behörden als auch eine Be- 
schleunigung der Rechtshilfe erreicht werden. Leider 
war es nicht möglich, ganz allgemein den unmittel- 
baren Geschäftsweg zu vereinbaren. In Belgien dür- 
fen Rechtshilfeleistungen nur mit Genehmigung des 
Justizministeriums vorgenommen werden. Da die 
belgischen Vertreter von dieser innerstaatlichen Re- 
gelung zur Sicherung einer einheitlichen Recht- 
sprechung nicht abgehen zu können glaubten, einig- 
ten sich die Regierungsdelegationen auf den justiz- 
ministeriellen Geschäftsweg. Dieser umfaßt auch den 
Geschäftsweg zwischen den deutschen Landesjustiz- 
verwaltungen und dem belgischen Justizministerium. 
Der diplomatische Geschäftsweg wird durch die Ein- 
führung des justizministeriellen Geschäftswegs nicht 
ausgeschlossen. Nur für einzelne Rechtshilfeersuchen 
ist der unmittelbare Geschäftsweg vorgesehen. Nach 
der Neuregelung sind für Rechtshilfeersuchen im 
sogenannten kleinen Rechtshilfeverkehr zugelassen 

1. der diplomatische Geschäftsweg; 

in allen Fällen, 

2. der justizministerielle Geschäftsweg: 

in allen Fällen. 
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3. der unmittelbare Geschäftsweg zwischen den 
Justizbehörden: 

a) in dringenden Fällen, soweit es sich um rich- 
terliche Rechtshilfeersuchen (commissions ro- 
gatoires) handelt. Zusendung der Erledigungs- 
stücke ist nur auf dem diplomatischen oder 
justizministeriellen Geschäftsweg möglich, 

b) in Zustellungsangelegenheiten, bei Auskunfts- 
ersiichen u. ähiiL, d. h. in allen Fällen, in 
denen es sich bei den Rechtshilfeersuchen 
nicht um ein Ersuchen nach Artikel 24, 25 
handelt. 

4. der unmittelbare Geschäftsweg zwischen den 
Justizbehörden sowie zwischen der deutschen 
Kriminalpolizei und der belgischen Gerichtspoli- 
zei (kein diagonaler Geschäftsverkehr); 

in allen Auskunftsangelegenheiten, sofern die er- 
betene Auskunft ohne besondere Ermittlungen 
erteilt werden kann (z. B. Auskunft über die 
Identität einer Person oder über den Inhalt von 
Strafakten). 

Der Interpol-Geschäftsweg in Fahndungs- und 
Personenfeststellungsangelegenheiten wird durch 
Artikel 24 nicht berührt. 

5. der unmittelbare Geschäftsweg zwischen den 
Justizbehörden und den Strafregisterbehörden: 
in den Fällen, in denen Strafgerichte oder Staats- 
anwaltschaften um Auskunft aus dem Strafre- 
gister ersuchen (belgische Strafregisterbehörde 
ist das belgische Justizministerium). 

Da sich der größere Teil aller belgischen Rechts- 
hilfeersuchen auf Zustellungen bezieht, dürfte allein 
dadurch, daß in Zustellungsangelegenheiten der un- 
mittelbare Geschäftsweg für die Übersendung so- 
wohl des Ersuchens als auch der Erledigungsstücke 
zugelassen ist, eine erhebliche Entlastung der deut- 
schen Oberbehörden eintreten. 

Bei Zweifeln über die zuständige Behörde kann 
auch in den Fällen, in denen der unmittelbare Ge- 
schäftsweg zugelassen ist, jederzeit der Weg über 
die Justizministerien eingeschaltet werden. Nicht zu- 
lässig ist ein unmittelbarer Rechtshilfeverkehr in 
anhängigen Strafsachen zwischen den Behörden der 
Zollverwaltungen. Nach Auffassung der belgischen 
Regierung haben die Zollverwaltungen nur die 
Möglichkeit, über die Internationale Kriminalpoli- 
zeiliche Organisation sich die gewünschten Aus- 
künfte in einer anhängigen Strafsache zu beschaffen. 

Zu Artikel 33 (Strafnachrichtenaustausch) 

Der Strafnachrichtenaustausch nach Artikel 16 des 
derzeit gültigen deutsch-belgischen Auslieferungs- 
vertrages vom 24. Dezember 1874 erfolgt auf dem 
diplomatischen Weg und erstreckt sich auf die Über- 
sendung des Urteils. Entsprechend den deutschen 
Vereinbarungen mit anderen Staaten wird in Zu- 
kunft der Austausch zwischen Bundesjustizministe- 
riiim und dem belgischen Justizministerium statt- 
finden. Mitgoteilt werden nur noch die Nachrichten, 
die in das Strafregister eingetragen worden sind. 
Urteilsabschriften werden in Zukunft nur auf be- 
sonderen Antrag übersandt. 


Aus diesem Grunde ist nicht mehr von Mitteilungen 
von Urteilen die Rede, sondern es wird ganz all- 
gemein von Entscheidungen gesprochen. 

Nicht nur die Urteile sind einander bekanntzu- 
geben, sondern alle Entscheidungen, die in das 
Strafregister eingetragen werden oder eine Ein- 
tragung abändern, wie z. B. Gnadenentscheidungen. 

Beide Parteien waren sich bei Abschluß des Ver- 
trages darüber einig, daß eine formularmäßige 
Nachricht, die die wesentlichen Angaben über die 
Person und die Entscheidung enthält, genügt. 

Zu Artikel 34 (Übernahme der Strafverfolgung) 

Die Übernahme der Strafverfolgung gehört 
eigentlich nicht in das Gebiet der Rechtshilfe in 
Strafsachen; denn bei einem Übernahmeersuchen 
handelt es sich nicht um ein Ersuchen um die För- 
derung eines eigenen Strafverfahrens, sondern die 
ersuchende Behörde will, daß die ersuchte Behörde 
das gesamte Strafverfahren übernimmt. Da die 
Übernahme nicht zu den Rechtshilfehandlungen ge- 
hört, war cs erforderlich, für entsprechende Er- 
suchen ausdrücklich zu sagen, auf welchem Wege 
solche Ersuchen zu stellen sind. Zur Entlastung der 
Botschaften und der Außenministerien ist auf Vor- 
schlag der Bundesregierung vereinbart worden, für 
diese rein justiziellen Ersuchen den justizministe- 
riellen Geschäftsweg vorzusehen. Obwohl die bel- 
gische Regierung zunächst den diplomatischen Weg 
beibehalten wollte, schloß sie sich in der Erwägung, 
daß die Abkürzung des Geschäftswegs einer straf- 
rechtlichen Verfolgung nur förderlich ist, dem deut- 
schen Vorschlag an. Es wird aber ausdrücklich dar- 
auf hingewiesen, daß durch die Regelung des Ar- 
tikels 34 der diplomatische Weg nicht ausgeschlos- 
sen sein soll. 

Ebenfalls waren sich die beiden Regierungen dar- 
über einig, daß der unmittelbare Grenzverkehr im 
Rahmen dieses Vertrages, also z. B. die telefoni- 
schen Rücksprachen zwischen den Staatsanwalt- 
schaften in Aachen und Verviers, auch wenn es sich 
um die Frage der Übernahme einer Strafverfolgung 
handelt, nicht ausgeschlossen sein soll. 

Zu Artikel 35 (Sprache) 

Die Übersetzung in eine fremde Sprache bereitet 
bekannterweise mehr Schwierigkeiten als die Über- 
setzung aus einer fremden in die eigene, wodurch 
oftmals erhebliche Zeitversäumnis eintritt. Daher 
wird bei dem deutsch-belgischen Rechtshilfeverkehr 
auf die Beifügung von Übersetzungen verzichtet. 
Seitens der belgischen Regierung ist bei den Ver- 
handlungen erklärt worden, daß Ersuchen in flä- 
mischer Sprache stets von einer Übersetzung in die 
französische Sprache begleitet sein werden. 

Zu Artikel 36 (Kosten) 

Im internationalen Rechtshilfeverkehr ist es üb- 
lich, gegenseitig auf die Rückerstattung von Kosten 
und Gebühren zu verzichten, mit Ausnahme der 
Kosten für eine Durchlieferung und für Sachver- 
ständigengutachten. Hinsichtlich der Durchlieferung 
ist die Erstattung der Kosten bereits in Artikel 21 
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Abs. 2 geregelt. Es bedurfte in Artikel 36 daher nur 
einer Bestimmung, wonach auf alle Kosten einer 
Rechtshilfe mit Ausnahme der Kosten für Sachver- 
ständigengutachten verzichtet wird. 

Die belgische Regierung hatte vorgeschlagen, auch 
auf die Kosten für Sachverständigengutachten zu 
verzichten. Von deutscher Seite sind gegen einen 
uneingeschränkten Verzicht die Bedenken erhoben 
worden, daß sich dann manche ausländische Be- 
hörde auf dem Wege der zwischenstaatlichen 
Rechtshilfe ein kostspieliges Gutachten beschaffen 
würde, das sie innerstaatlich nicht angefordert 
haben würde, da ja dann die Kosten von ihr selbst 
bezahlt werden müßten. Die Mehrheit der Landes- 
justizverwaltungen hat sich diesen Bedenken an- 
geschlossen und sich gegen einen Kostenverzicht 
ausgesprochen. 

Teil III 

Schlußbestimmungen 

Zu Artikel 37 (Geltungsbereich) 

In Absatz 1 wird festgestellt, daß dieser Vertrag 
auch für das Land Berlin gilt, sofern in der ange- 
gebenen Frist keine gegenteilige Erklärung abge- 
geben wird. 

Der Vertrag gilt zunächst nicht für Belgisch-Kongo 
und für die Gebiete Ruanda-Urundi. Erst wenn die 
örtlichen Vertretungen dieser Gebiete einem Bei- 
tritt zum Vertrag zugestimmt haben, kann dieser 
durch einfadren Notenwechsel erfolgen. 

Zu Artikel 38 (Beilegung von Meinungsverschie- 
denheiten) 

Durch diesen Artikel wird der Wille der vertrag- 
schließenden Parteien bekräftigt, Meinungsverschie- 
denheiten durch diplomatische Verhandlungen, d. h. 
unter Einschaltung der Außenministerien und der 
Botschaften, zu bereinigen. 

Zu Artikel 39 (Inkrafttreten) 

Durch Absatz 1 werden mit dem Inkrafttreten 
dieses Vertrages alle bisherigen Vereinbarungen, 


die zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Belgien zur Zeit gültig sind, außer Kraft gesetzt. Es 
handelt sich im einzelnen um folgende Verträge 
und Vereinbarungen: 

a) den Auslieferungsvertrag zwischen dem Deut- 
schen Reich und Belgien vom 24. Dezember 1874 
(RGBL 1875 S. 73), 

mit Wirkung vom 11. August 1952 für wieder 
anwendbar erklärt durch die Bekanntmachung 
vom 23. Juli 1952 (BGBL II S. 684), 

b) den Zusatzvertrag vom 28. November 1900 (RGBL 
1901 S. 203) 

zu dem Auslieferungsvertrag zwischen dem 
Deutschen Reich und Belgien vom 24. Dezember 
1874, mit Wirkung vom 11. August 1952 für 
wieder anwendbar erklärt durch die Bekannt- 
machung vom 23. Juli 1952 (BGBl. II S. 684), 

c) die Vereinbarung über Rechtshilfe in Verkehrs- 
strafsachen vom 6. Februar 1953 (abgedruckt in 
Grützner: Internationaler Rechtshilfeverkehr in 
Strafsachen II B 1 S. 15), 

d) die Vereinbarung über Rechtshilfe in fiskalischen 
Strafsachen vom 4. 5./7. 11. 1953 / 22. 7./27. 9. 1954 
(abgedruckt bei Grützner: a.a.O. II B 1 S. 16). 

Der deutsch-belgische Vertrag, betreffend die Be- 
strafung der auf den beiderseitigen Gebieten be- 
gangenen Forst-, Feld-, Fischerei- und Jagdfrevel 
vom 29. April 1885 (RGBl. S. 251; BGBl. 1955 II S. 7) 
wird durch den neuen Vertrag nicht berührt. 

Um ein gleichzeitiges Inkrafttreten des Vertrages 
in beiden Staaten zu gewährleisten, soll der Ver- 
trag erst einen Monat nach Austausch der Rati- 
fikationsurkunden in Kraft treten. 

Da der deutsch-belgische Rechtshilfeverkehr in 
Strafsachen sehr umfangreich ist — in erster Linie 
bedingt durch die zahlreichen Ersuchen in Straf- 
sachen gegen deutsche Staatsangehörige wegen Ver- 
kehrsübertretungen — ist die Regierung der Bun- 
desrepublik mit der belgischen Regierung überein- 
gekommen, bereits seit l.Juli 1957 auf Grund des 
geltenden Rechts so zu verfahren, wie es die in Ar- 
tikel 32 enthaltene Regelung vorsieht. 
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Anlage IV 


Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung vermag der Auffassung des 
Bundesrates, daß das Gesetz seiner Zustimmung be- 
darf, nicht zu folgen. Die vom Bundesrat angeführ- 
ten Vorschriften des Vertrages können, selbst wenn 
man sie als eine Regelung des Verwaltungsverfah- 
rens der für die Ausführung des Vertrages zustän- 
digen Landesbehörden ansieht, die Zustimmungs- 
bedürftigkeit schon deswegen nicht begründen, weil 
der Vertrag von den Ländern nicht als eigene An- 
gelegenheit ausgeführt wird (vgl. Artikel 84 Abs. 1 
GG). Die Länder nehmen nämlich insoweit Befug- 
nisse des Bundes wahr. Bei dem Ersuchen an einen 
fremden Staat um Rechtshilfe und bei der Entschei- 
dung über ein ausländisches Rechtshilfeersuchen 
handelt es sich um ein Teilgebiet der Pflege der 
auswärtigen Beziehungen im Sinne des Artikels 32 
Abs. 1 GG. Es ist also nach der verfassungsmäßigen 
Regelung der Zuständigkeitsfrage — ausschließlich 
— Sache des Bandes, in Rechtshilfeangelegenheiten 
mit auswärtigen Staaten zu verkehren. Diese Auf- 
fassung liegt auch der Vereinbarung zwischen der 
Bundesregierung und den Landesregierungen über 
die Zuständigkeit im Rechtshilfeverkehr mit dem 
Ausland in Strafsachen vom 20. Februar 1952 (Bun- 
desanzciger Nr. 78 vom 23. April 1952) zu Grunde. 
Die dem Bund verfiassungsmäßig zugewiesene Zu- 


ständigkeit kann der Substanz nach weder durch ein 
innerstaatliches Gesetz noch durch einen völker- 
rechtlichen Vertrag den Ländern überwiesen werden. 
Eine zwischenstaatliche Vereinbarung, welche die 
Länder insoweit als zuständig bezeichnen würde, 
wäre verfassungswidrig. Hieraus folgt, daß dem Ar- 
tikel 32 des Vertrages, der den unmittelbaren Ver- 
kehr zwischen den Justizbehörden der Länder und 
dem belgischen Justizministerium bzw. den belgi- 
schen Justizbehörden zuläßt, keine konstitutive 
Bedeutung zukommen kann. Artikel 32 des Vertra- 
ges findet seine Grundlage in der obengenannten 
Zuständigkeitsvereinbarung zwischen der Bundes- 
regierung und den Landesregierungen, durch welche 
die Befugnisse der Bundesregierung zur Entschei- 
dung über Ersuclien ausländischer Regierungen u. a. 
in Angelegenheiten der kleinen Rechtshilfe den 
Ländern „zur Ausübung“ übertragen wurden. Von 
dem durch diese Vereinbarung geschaffenen Zustand 
geht der Artikel 32 des Vertrages aus. Er besagt 
deklaratorisch, was kraft der Vereinbarung zwischen 
Bund und Ländern innerstaatlich rechtens ist. Er 
begründet also keine Zuständigkeit der Landes- 
behörden, sondern hat nur die Bedeutung eines Hin- 
weises auf die tatsächlich bestehende Zuständig- 
keitsverteilung. 
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